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Anzeigepflicht von 
Drittmittelprojekten 
Der Ständige Organisationsausschuß der Universität Frankfurt 
hat in seiner Sitzung am 11. Dezember 1975 eine Regelung be­
schlossen, wie Forschungsvorhaben mit Drittmitteln anzuzeigen 
sind. Die Anzeigepflicht ist in § 20 ades Hessischen Universitäts­
gesetzes festgelegt. Mit der im folgenden abgedruckten Regelung 
hat der OrganisatioJ;lsausschuß auch ein Formblatt zur Anzeige 
solcher Forschungsvorhaben beschlossen. 

I. Nach § 20 a HUG sind die in 
der Forschung tätigen Mitglie­
der berechtigt, im Rahmen 
ihrer dienstlichen Aufgaben 
auch solche Vorhaben durchzu­
führen, die nicht aus Haushalts­
mitteln der Universität finan­
ziert werden. 
Einschränkungen werden ge­
macht, soweit das Vorhaben in 
der Universität durchgeführt 
werden soll. Dies ist nur zuläs­
sig, wenn dadurch 
a) die Aufgaben der Universi­
tät und 
b) die dienstlichen Pflichten 
der beteiligten Personen nicht 
beeinträchtigt werden und 
c) die Forschungsergebnisse in 
absehbarer Zeit veröffentlicht 
werden können. 
Liegen diese Voraussetzungen 
vor, ist die Durchführung in 
der Universität zulässig und 
soll sogar durch die Universi­
tät im Rahmen der bestehen­
den Möglichkeiten gefördert 
werden. Darüber hinaus kann 
der Fachbereich bei einem sol­
chen Vorhaben der 'Inanspruch­
nahme von Personal, Sachmit­
teIn und Einrichtungen nicht 
wirksam widersprechen. Zu be­
rücksichtigen ist allerdings, daß 
die Inanspruchnahme nur im 
Rahmen der Zuweisungsbe­
schlüsse des Fachbereichsrates 
und der Verteilung auf Be­
triebseinheitsebene zulässig ist. 
§ 20 Absatz 2 Seite 1 HUG be­
gründet keinen darüber hinaus­
gehenden Anspruch. Er will 
nur klarstellen, daß die einer 
BE, Arbeitsgruppe oder einem 
Hochschullehrer nach § 20 Ab­
satz 4 HUG zugewiesenen Sach­
und Personalmittel auch zur 
Durchführung dritt mi ttelfinan­
zierter Forschungsvorhaben 
verwendet werden können. An­
dererseits soll § 20 a Absatz 2 
Seite 1 i. V. mit § 20 a Absatz 3 
HUG gewährleisten, daß die 
ursprünglich vom Fachbereich 
vorgenommene Zweckbestim­
mung der Mittel nicht verfehlt 
wird. 
Technisch löst § 20 a Absatz 3 
HUG die Kontrolle, ob die Vor­
aussetzungen des § 20 a Ab­
satz 2 Satz 1 vorliegen, da­
durch, daß er für geplante For­
schungsvorhaben eine Anzeige­
pflicht an den Präsidenten sta­
tuiert. Die Anzeige hat auf dem 
Dienstweg, d. h. über den De­
kan des Fachbereichs zu · er-
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folgen. Damit ist dem Fachbe­
reich Gelegenheit gegeben, die 
Möglichkeit eines Widerspru­
ches zu prüfen. 
Anzeigepflichtig ist aber jedes 
Drittmittelvorhaben, unabhän­
gig davon, ob Mittel und Ein­
richtungen der Universität in 
Anspruch genommen werden 
oder nicht. 
Für die Inanspruchnahme von 
Personal, Sachmitteln und Räu­
men der Universität durch 
Drittmittelvorhaben ist nach 
§ 20 a Absatz 5 HUG ein ange­
messenes Entgelt zu entrichten, 
es sei denn, es handelt sich um 
ein Vorhaben, das zum Zwecke 
der Forschungsförderung aus 
öffentlichen Mitteln oder aus 
Mitteln gemeinnütziger Stif­
tungen oder solcher Einrich­
tungen finanziert wird, die 
überwiegend aus öffentlichen 
Mitteln unterhalten werden. 
Das Entgelt wird den For­
schungsmitteln des Fachberei­
ches, des Wissenschaftlichen 
Zentrums oder der interdiszi­
plinären Arbeitsgruppe zuge­
führt, in dem das Forschungs­
vorhaben durchgeführt wird. 
Die Anzeige nach § 20 a HUG 
ersetzt nicht · eine eventuell 
notwendige N ebentätigkeits­
genehmigung. Die allgemeinen 
Regeln über die Nebentätigkeit 
sind zusätzlich zu beachten. 
Die Anzeige muß alle Angaben 
enthalten, die es dem Fachbe­
reich und dem Präsidenten er­
möglichen, das Vorliegen der 
gesetzlichen Voraussetzungen 
zu überprüfen. Insbesondere 
muß sie daher Angaben ent­
halten über: 
1. die Beanspruchung der Be­

teiligten durch das Vorha­
ben. 
Dazu wird abgefragt a) die 
geplante Dauer, b) die Höhe 
der beantragten bzw. bewil­
ligten Drittmittel 
als grobe Indikatoren. 

2. Den Umfang der Inan­
spruchnahme von Mitteln 
der Universität, 

3. den Drittmittelgeber, 
4. den voraussichtlichen Zeit­

punkt und die Art der Ver­
öffentlichung der Ergeb­
nisse, 

5. mögliche Folgekosten, die 
auf die Universität bei län­
gerfristigen Vorhaben beim 
Wegfall der Drittmittel­
finanzierung zukommen. 

H. Zur Ausführung des § 20 a 
HUG erläßt der StA H fol­
gende Regelungen: 
1. Forschungsvorhaben, zu deo; 

ren Finanzierung nach dem 
1. Januar 1976 Mittel Dritter 
in Anspruch genommen wer­
den sollen, sind dem Präsi­
denten über den für den An­
tragsteller zuständigen Fach­
bereich mittels eines Form­
blattes anzuzeigen. 

2. Die beabsichtigte Inan­
spruchnahme von Mitteln 
Dritter für ein Forschungs-

vorhaben ist mindestens 2 
Monate vor dem geplanten 
Beginn der Arbeitsaufnahme 
anzuzeigen. Um für den Fall 
eines Widerspruchs durch 
den Fachbereich' Rücknah­
men oder Änderungen von 
Forschungsanträgen zu ver­
meiden, wird empfohlen, die 
geplante Inanspruchnahme 
von Mitteln der Universität 
möglichst frühzeitig anzu­
zeigen. 

3. über einen eventuellen Wi­
derspruch des Fachberei­
ches sind der Anzeigende 
und der Präsident unverzüg­
lich zu unterrichten. über 
den Widerspruch entschei­
det der Präsident nach Be­
ratung mit dem StA H. 

4. Wenn der Inanspruchnahme 
von Mitteln Dritter für ein 
Forschungsvorhaben recht­
liche Hindernisse im Wege 
stehen, teilt der Präsident 
dem Antragsteller dies un­
verzüglich mit. 

5. Sind an einem Forschungs­
vorhaben, das aus Mitteln 
Dritter gefördert werden 
soll, Mitglieder oder Ange­
hörige mehrerer Fachberei­
che als Antragsteller betei­
ligt oder werden zur Durch­
führung eines Forschungs­
vorhabens, das aus Mitteln 
Dritter gefördert werden 
soll, Mittel mehrerer Fach­
bereiche in Anspruch ge­
nommen, ist die Anzeige 
nach Ziffer 1 über alle be­
troffenen Fachbereiche an 
den Präsidenten zu leiten. 

6. Für Drittmittelvorhaben in 
fachbereichsunabhängigen 
Einrichtungen (insbesondere 
wissenschaftlichen Zentren) 
gelten die Ziffern 1 bis 7 ent­
sprechend. 

Dienstzeitregelung 
Um den Bediensteten zwischen 
den Jahren eine längere, zu­
sammenhängende Freizeit zu 
ermöglichen, wurde zwischen . 
dem Präsidenten und dem Per­
sonalrat folgende Regelung ge­
troffen: 
1. Soweit es die dienstlichen . 
Belange zulassen, soll für den 
24., 29., 30. und 31. Dezem­
ber 1975 und für den 2. Ja­
nuar 1976 den Bediensteten Ur­
laub unter Anrec.hnung auf den 
Jahresurlaub gewährt werden. 
2. Nach einem Erlaß des Hes­
sischen Ministers des Innern 
vom 3. Oktober 1975 ist (siehe 
Rundschreiben des Kanzlers 
vom 25. November 1975) der 
24. und 31. Dezember 1975 als je 
ein voller Urlaubstag anzurech­
nen. 
3. Wenn von den Urlaubsmög­
lichkeiten (Ziffer 1) kein Ge­
brauch gemacht wird, bestehen 
keine Bedenken, die auf die 
genannten Tage entfallenden 
Dienstzeiten vor- oder bis Ende 
Januar 1976 nachzuarbeiten. 
Hierbei müssen allerdings die 
Bestimmungen der Arbeitszeit­
ordnung beachtet werden, nach 
denen die tägliche Arbeitszeit 
10 Stunden nicht übersteigen ' 
darf. Bis zum Jahresende ge­
leistete überstunden sind anzu­
rechnen. 

Höchstzahlen für das 
Sommersemester '76 
Für das Sommersemester 1976 hat der Hessische Kultusmini­
stel' in den hier aufgeführten Studiengängen folgende Höchst­
zahlen für das erste Fachsemester festgesetzt: 

a) Studiengänge mit dem Abschluß Diplom, Magister, Promo­
tion (als erstem Abschluß) oder Staatsexamen (ohne Lehr­
ämter) 

Betriebswirtschaftslehre 69 
Chemie 21 
Englische Philologie 64 
Geographie 68 
Geologie 0 
Geophysik 0 
Germanistik 114 
Geschichte (ohne Vor- und Frühgeschichte) 104 
Klassische Archäologie 9 
Lebensmittelchemie 10 
Mathematik 43 
Medizin 180 
Meteorologie 0 
Mineralogie 16 
Mittlere und Neuere Kunstgeschichte 74 
Musikwissenschaft 6 
Pädagogik 84 
Pharmazie 45 
Philosophie 23 
Physik 119 
Politische Wissenschaft 17 
Psychologie 39 
Rechtswissenschaft 280 
Romanische Philologie 8 
Sozialwissenschaften 155 
Sportwissenschaft 94 
Völkerkunde 36 
Volkskunde 0 
Volkswirtschaftslehre 33 
Vor- und Frühgeschichte 8 
Wirtschaftspädagogik 0 
Zahnmedizin 30 

b) Studiengänge mit dem Abschluß Erste Staatsprüfung für 
das Lehramt an Gymnasien (nur für Fachwissenschaftliehe 
Prüfung) 
Chemie 15 
Deutsch 15 
Englisch 40 
Erdkunde 15 
Französisch 30 
Geschichte 25 
Leibeserziehung 15 
Mathematik 22 
Physik 15 
Sozialkunde (Wissenschaft von der Politik) 20 

c) Studiengänge mit dem Abschluß Erste Staatsprüfung für 
das Lehramt an Hauptschulen und Realschulen 
Chemie 10 
Deutsch 25 
Englisch 30 
Erdkunde 20 
Französisch 20 
Geschichte 15 
Kunsterziehung 20 
Leibeserziehung 20 
Mathematik 15 
Musik 18 
Physik 14 
Sozialkunde 30 

d) Studiengänge mit dem Abschluß Erste Staatsprüfung für 
das Lehramt an Grundschulen (nur Wahlfach) 
Deutsch 
Englisch 
Kunsterziehung 
Mathematik 
Musik 
Sozialkunde 

20 
10 
10 
13 
10 
10 

e) Studiengang mit dem Abschluß Erste Staatsprüfung für 
das Lehramt an Sonderschulen 0 

Zu beachten ist, daß an der Universität Frankfurt im Sommer­
semester ein Studienbeginn in einigen hier nicht aufgeführten 
Studiengängen nicht möglich ist: Alle Biologie-Studiengänge 
sowie Chemie, Erdkunde, Französisch, Geschichte, Physik und 
Sport mit dem Abschluß Erste Staatspr:iifung für das Lehramt 
an Grundschulen. über die Bewerbungsmodalitäten für ein 
Studium an der Universität Frankfurt ist ein gesondertes "In­
formationsblätt für Abiturienten und Studenten" bei tier Uni­
versität (Sekretariat, Zentrale Studenten beratung, Presse,... 
stelle) erhältlich. 
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Planung neuer Studiengänge ist umstritten 
Die Notwendigkeit zur Ent­
wicklung und Einführung neuer 
berufsbezogener Studiengänge, 

'die Universitätspräsident Prof. 
Dr. Hans-Jürgen Krupp in sei­
nem Rechenschaftsbericht po­
·stuliert hat, wird zu einem zen­
tralen Diskussionsthema in den 
Selbstverwaltungsgremien der 
Universität Frankfurt. Eine 
besondere Schärfe hat dieses 
Thema vor ariem deshalb be­
Jtornmen, weil der Präsident 
beabsichtigt, bestimmte freie 
Hochschullehrerstellen zugun­
$ten neuer Studiengänge zu 
sperren (s. Uni-Report vom 
6. November 1975). Hie'rzu ist 
die Zustimmung des Ständigen 
Haushaltsausschusses notwen­
dig. Ein entsprechender Be­
schlußvorschlag. des Präsiden­
ttm wurde auf der Sitzung ,am 
21. November abgelehnt, wo­
.mit die Frage der Stetlenum­
setzung bzw. -sperre jedoch 
nicht zu den Akten gelegt ist. 
Für inhaltliche Fragen bei der 
Einrichtung neuer Studien­
gänge ist der Ständige Lehr­
und Studienausschuß zustän­
dig., Eine Aussprache darüber 
'wurde auf Antrag des studen­
,.tischen Mitglieds Bauman1!- in 
der Sitzung am 4. Dezember, 
die in der "Camera" vor rund 
150 Studenten stattfand, ad hoc 
auf die Tagesordnung gesetzt. 
Die Kritik de1' universitären 
Opposition an Prof. Krupps 

Forderung, sich bei der Ver­
änderung der Ausbildungs­
struktur am "Beschäftigungs­
system" zu orientieren, um da­
mit die Berufschancen der 
Hochschulabsolventen zu ver­
bessern, bezieht sich insbeson­
dere darauf, da:ß es kei'fl;e wis­
senschaftlich gesicherten Pro­
gnosen über den künftigen Be­
darf von Hochschulabsolventen 
gibt., Wichtigster Asp~kt der 
jetzt geführten Kontroverse ist 
das Problem, wie Stellenum­
setzungspläne bzw. deren Ab­
lehnung unter dem Gesichts­
punkt "gesellschaftlicher Be­
darf" legitimiert werden kön­
nen. Erschwert wird diese Dis­
kussion durch politische Rah­
menbedingungen wie die Spar­
maßnahmen des Landes oder 
die Reduzierung de1' Lehrer­
ausbildungskapazitäten durch 
den Kultusminister. 
Präsident Krupp versicherte im 
Ausschuß, daß. die von ihm bis­
her gemachten Vorschläge für 
neue Studiengänge keineswegs 
entscheidungsreife Projekte 
seien. Die Diskussion darüber 
miisse jedoch bis zum Ende des 
Semesters so weit sein, daß 
mit der konkreten Planungs­
phase der Curricula begonnen 
werden könne. Der Ausschuß 
beschloß, die inhaltliche Aus­
sprache über neue Studien­
gänge bis zum Januar zurück­
zustellen. Er bat den Präsiden-

ten, bis dahin von den Fach­
bereichen schriftliche Unter­
lagen zu ihren Vorstellungen 
über neue Studiengänge einzu­
holen und ihm vorzulegen. 
Ferner forderte er in einem 
Beschluß dazu auf, daß der 
Haushaltsausschuß erst dann 
über geplante Stellenumset­
zungen beschHeßen soll, wenn 
der Lehr- und Studienausschuß 
dazu gehört worden ist~ In die­
sem Zusammenhang wies der 
Präsident darauf hin, daß die 
MitgHeder beider Ausschüsse , 
immer dann wechselseitig ein­
geladen werden, wenn die 
Punkte SteUenumsetzung bzw. 
Einführung neuer Studien­
gänge behandelt werden. 
Im Zusammenhang mit der in 
den Frankfurter Uni'Versitäts­
gremien geführten Diskussion 
über die Ausb.ildungsstruktur 
ist die auf der .folgenden Seite 
abgeq,ruckte Kontroverse zwi­
schen dem Bundesminister für 
Bildung 'Und Wissenschaft und 
dem Präsidenten der West­
deutschen Rektorenkonferenz 
zu sehen. Konträr dazu der 
Beitrag von Prof. Dr. Hans 
Erich Troje, Fachbereich 
Rechtswissenschaft der Uni­
versität Frankfurt, der nicht 
gesellschaftspolitische Frage­
stellungen, sondern die indivi­
duellen Probleme de1' Heran­
wachsenden zum Ansatz seiner 
Überlegungen macht. 

Kontra Bedarfsorientierung 
"Erwachsen" zu werden, sich schulabsolventen (und erst­
in diese Welt zu schicken, ein recht heutiger Schüler und 
Selbstkonzept zu entwerfen Abiturienten) hat Dieter Claes­
und den Mut zu Beginn sei- sens (Vorwort zu Henrik 
ner Verwirklichung zu fassen, Kreutz, Soziologie der Jugend, 
war zu allen Zeiten ein ge- Juwenta 1974) gut erfaßt: "Die 
wagtes und schwieriges, Generation der heute 50- bis 
schmerzliches und oft schei- 60jährigen war zu stark ge­
terndes Unternehmen. Wir lichtet worden. Das damit 
Erwachsenen, falls wir es entstandene Vakuum, das jün- . 
sind, erinnern uns viel zu we- gere Menschen nach sich zog, 
nig an das eigene Aufwachsen. ist unterdessen besetzt; ein 
Mit den Formeln "zu meiner Stau qualifizierter oder nach 
Zeit ... " oder "gehabte Quallfikation drängender Ju­
Schmerzen hab ich gern" ist gend hat eingesetzt, der rela­
der · "Kampf um die Erinne- tiv dicht aneinanderliegende 
rung" nicht zu gewinnen. Generationen besonders un­
Haben es die heute Heran- mittelbar einander konfron­
wachsenden leichter als wir tiert und Konkurrenzdruck 
oder schwerer als wir oder besonderer Art bedeutet. Viel­
beides zugleich? Wer heute leicht liegt ein Teil von Erbit­
heranwächst (in der "Adoles- terung und Verwirrung auf 
zenz" steht) hat vielleicht die . den bildungs- und gesamtpoli­
gestrigen Hoffnungen und tischen Ebenen auch daran, 
Versprechungen einer neuen daß sich sehr nahe aneinan­
Welt des "herrschaftsfreien derstehende Generationen in 
Dialoges" noch im Ohr, ist zu unterschiedlichen Positio­
vielleicht selbst Opfer gutge- nen gegenüberstehen, daß die 
meinter, unbedachter Erzie- schnelle Karriere, wie sie der 
hungsexperimente geworden einen, etwa~ älteren Genera­
und in die oft katastrophalen tion zufiel, diese von der 
Folgen gutgemeinter, unbe- Sinnfrage gerade in einer hi­
dachter "Emanzipationsversu- storischen Phase zu entbinden 
ehe" seiner Eltern (oder "Be- schien, in der die andere, jün­
zugs personen ") hineingezogen gere, in besonderem Maße 
worden. Die Erfahrung, daß diese Frage beantwortet ha­
unser Wünschen auf Grenzen ben wollte und will." 
stößt und stoßen muß, ist ih- Dies als Vormerkung zu einer 
llen allzulange "erspart" ge- Anmerkung (und einem klei­
blieben. Eltern und Erzieher nen Vorschlag), den ich zur 
haben es sich (gutgemeint?, derartigen hochschulpoliti­
unbedacht?) oft etwas bequem schen Situation (ich beziehe 
gemacht; sie haben sich Är- mich auf Frankfurter Ereig­
ger, Schmerz und Haß, den nisse, aber im Prinzip ist es 
die eindeutige Versagung, das überall dasselbe) machen 
endgültige "nein" erwecken, möchte. Die Hochschulen, die 
oft genug einfach ersparen in den letzten Jahren aus dem 
wollen. . vollen schöpfen durften, wer­
Nach der Hoffnung, der den von den Sparmaßnahmen 
Mensch könne endlich aus hart getroffen. Gewiß: viel­
seinen alten Grenzen heraus leicht waren wir nicht reali­
(immerhin ist er ja zum Mond stisch genug. Auch Erwachse­
gefahren), werden jedenfalls ne können noch träumen -
viele der jungen durch die Er- zum Glück. - Auch Erwach­
.fahrung der Grenze, (die .sene müssen deshalb das 
Grenze der eigenen und ge- Lehrstück der Ernüchterung 
meinsamen Kräfte, die Grenze und Disziplinierung durch 
der Unvollkommenheit aller· harte Wirklichkeiten immer 
menschlichen Systeme), nicht wieder erleben. Aber solche 
nüchtern und zupackend-ta- Folgerungen, wie sie die 
tenfroh, sondern erst recht Mehrheitsgruppen der Frank­
traurig-tatenlos. Und, ehrlich furter hochschulpolitischen 
gefragt, wozu sollen sie auch Szene in Abstimmung mit 
~len, wenn ihnen überall der dem Kultusministerium im 
Zug schon abgefahren ist? Die Moment ziehen und die sich 
doppelt allSsichtslose Lage in den amtlichen Verlautba­
Jleutiger St\tdenten und Hoch- rungen ~twa Bechenschafts-

bericht des Präsidenten; oder 
Artikel "Planung neuer Stu­
diengänge" "im Uni-Report Nr. 
8 vom 6. 11.) zwar erst ankün­
digen, aber doch das Gemein­
te erschreckend deutlich ah­
nen lassen, gehen weit über 
das hinaus, was als gesünde 
Ernüchterung nach der Orgie 
der Reformhoffnungen und 
anschließender Katerstim­
mung gelten kann. 
Es ist den Bildungsinstitutio­
nen von Kritikern oft genug 
nachgesagt worden, die orien­
tierten ihre Ausbildung zu 
stark an den Forderungen je­
ner Mächte, die in den Schu­
len und Hochschulen nur die 
Produktionsstätten qualifizier­
ter Arbeitskraft sehen können 
und sie deshalb (über das 
Steueraufkommen) nur als 
solche und nur insoweit fi­
nanzieren wollen. Was clie 
Kritiker damals - und, die 
damaligen Verhältnisse be­
treffend, mit weit weniger 
Berechtigung als heute 
sagten, was den Repräsentan­
ten der deutschen Universität 
der späten 50er und frühen 
60er Jahre als Verleumdung 
erscheinen muß, wird jetzt 
expressis verbis zum bildungs­
politischen Programmsatz er­
hoben: die Hochschule muß 
sich am Bedarf der Abneh­
merseite orientieren, muß ab­
satzfähige berufliche Qualifi­
kationen ausstoßen, darf nicht 
Arbeitslose produzieren. Alle 
Gedanken, was Hochschule 
sonst noch bedeutet hat und 
bedeuten muß, sind vom Tisch 
gewischt. Der Moment der Er­
nüchterung wird mißbraucht, 
um dem Konzept "Universi­
tät" endgüitig den Garaus zu 
machen und damit bürgerliche 
Gesellschaft und Kultur an 
der Stelle ihrer besten Her­
vorbringung endgültig zu li­
quidieren. 
Ich habe kürzlich zu denken 
und auszusprechen gewagt, 
Hochschulen seien Orte (mei­
netwegen: Institutionen), in 
denen junge Menschen ihr 
Lebenskonzept weiter ausbil­
den, überprüfen, konsolidieren 
können, und zwar seien sie 
dies nicht nur nebenbei, son­
dern in der Hauptsache; ne­
benbei - ob · absetzbar oder 
nicht - erzeugen sie natür­
lich berufsspezifische Qualifi-

kationen und schaffen . da­
durch möglicherweise Voraus­
setzungen zur Realisierung 
der Selbstkonzepte junger 
Menschen und der Lebens­
chancen von Gesellschaften. 
Für derart altmodische Ge­
danken, die sich in der Tat 
auf die alte Universität und 
auf die vor zwanzig Jahren 
geführte Dabatte über 
"Schuld und Aufgabe der 
deutschen Universität" (Orte­
ga y Gesset, Heimpel) besin­
nen, haben die neuen Hoch­
schultechnokraten nicht ein­
mal ~in Lächeln übrig. 

Um so wichtiger ist es, 
nicht Zeit mit Lamentieren zu 
vergeuden, sondern sich zu 
überlegen: "Was können wir 
tun". In jenem Trend zur 
"Planung neuer Studiengän­
ge~' verbündet sich mit jenen 
Bildungspolitikern, die (gut­
gläubig? , unbedacht?) . die 
Hochschule an ihre heutige 
Schuld und Aufgabe zu mah­
nen behaupten, nicht nur das 
Interesse der Abnehmerseite 
an verwertbarer Arbeitskraft, 
sondern noch viel Schlimme­
res: echte Dunkelmänner mit 
Sprüchen wie "Bildung ist 
Mumpitz" (könnten sie es for­
mulieren, würden sie hinzufü­
gen: "Charakter i.st Mumpitz") 
laufen tatsächlich um die 
Hochschulen herum. Die Zahl 
der Studenten, die mit solcher 
"Planung neuer Studiengän­
ge" konfrontiert, den Mut 
endgültig sinken lassen, 
wächst von Tag zu Tag. An 
sie aber müssen wir zu aller­
erst denken, wenn wir wei­
terkommen wollen. Ich be­
haupte: jenes angeblich be­
darfsorientierte Denken und 
Planen verfehlt gerade den 
Bedarf. Schulen und Hoch­
schulen müssen sich in ihren 
Angeboten an den Bedürfnis­
sen der Generation, die sich 
hier bilden soll und muß, 
orientieren. Ihrem "Bedarf" 
ist mit dieser Planung neuer 
Studiengänge überhaupt nicht 
gedient. . Das forsche Kom­
mandieren der Hauptleute, 
das Peitschenknallen der 
Dompteure macht sie nur 
noch trauriger und einsamer, 
bestenfalls gefügiger, aber 
nicht reifer. 

Das Problem ist: Wie findet 
diese Generation - sie ist nun 
einmal so - zu ihrem Erwach­
sensein. Der Weg, den unsere 
Kinder gehen, der Platz, den 
sie suchen und finden, wird ein 
anderer sein als unserer unQ 

. ein anderer als der von uns für 
sie geplante. Sie werden ihren 
Weg gehen und ihren Platz fin­
den. Sie werden ihn um so bes­
ser gehen und finden, je mehr 
Gelegenhei t zur überprüfung 
unreifer und Ausbildung reife­
rer Selbstkonzepte wir ihnen 
lassen. Also: "Was tun"? Ein 
Mitarbeiter einer therapeuti­
schen Beratungsstelle, in der 
eine kleine Auswahl jener von 
der jetzigen Hochschule abge­
schreckten, vertriebenen oder 
verschlissenen Studenten auf­
tauchen und Rat suchen (wel­
che Auswahl? eine wie große/ 
kleine Auswahl? - a11 dies 
wissen wir auch nicht), erwähn­
te in einem Rundfunkinter­
view einen Studen ten, der 
sich nicht in Therapie vermit­
teln ließe (die viel zu knappen 
Plätze sollen für die noch ern­
steren Fälle freigehalten wer­
den), der aber gleichwohl, ob­
gleich arbeitsfähig und a1'­
.beitswillig, aus der Einsam­
keit und Traurigkeit nicht 
herausfindet und in den Lehr­
veranstaltungen der Hoch­
schule das für ihn vielleicht 
annehmbare Angebot nicht 
hat entdecken und finden 
können. Auf die Frage "Wo­
hin soll ich ihn und seines­
·gleichen eigentlich schicken?" 
antwortete ich ohne nachzu­
denken: "zu mir", "zu uns". 

Es gibt in der Hochschule, 
quer durch alle Gruppen (also 
keineswegs nur in den Min­
derheitsfraktionen) genug 
Lehrer und Mitarbeiter, die 
die Schwierigkeiten heutiger 
Adoleszenz nicht nur sehen 
und kennen, sondern. durchaus 
in der . Lage sind, ihre Lehr­
veranstaltungen so zu konzi­
pieren, anzubieten und durch­
zuführen, daß -auf die Bedürf­
nisse jener, denen die "Pla­
nung neuer Studiengänge" 
endgültig den Garaus macht, 
ein wenig" eingegangen wer­
den kann. Gerade ' unter Leh­
renden der Hochschule ist die. 
Bekanntschaft mit solchen 
"Studiengängen", die ·· wi-rkli­
che Alternativen·' zur· ·her­
kömmlichen Erziehungs- und 
Unterrichtsmethoden bilden 
(nämlich: Selbsterfahrung, 
Gruppendynamik, -Gespräehs­
therapie, Psychoanalyse ... ) 
relativ weit verbreitet. Schon 
jetzt wird in vielen Vera-nstal­
tungen aller Fachbereiche (so­
gar bei Juristen) so gearbeitet, 
daß das für die jeweilige Sit­
zung "anstehende", in ihr dis­
kutierbare Arbeitsthema im 
Rahmen des abgesteckten 
Studienprojektes nicht durch 
eine früher aufgestellte Ta­
gesordnung bestimmt, sondern 
im Gruppengeschehen, in der 
Art und Weise der Konfron­
tation der in dieser Stunde 
zusammentreffenden Men­
schen selbst aufgespürt wird. 
Das Ziel dieser Stunde ist 
nicht, ein bestimmtes Pensum 
abzuwickeln (bei studienbe­
zogner Gruppenarbeit bleibt 
das "Pensum" natürlich im­
mer im Auge und wird in al­
ler Regel auch erfüllt), son­
dern ein Gruppenleben zu er­
wecken, indem der einzelne 
seine Einsamkeit und Trau­
rigkeit darstellen und so viel­
leicht irgendwann einmal 
überwinden kann. Nur so, im 
geduldigen (oft zeitraubenden) 
Warten auf die Arbeitsange­
bote, können wir "bedarfs­
orientierte" Lehrerarbeit lei­
sten. Alles andere, insbeson­
dere jene forschen Kurzstu­
diengänge, gehen am Bedarf 
vorbei. 
Noch einmal: die Bedarfsseite, 
das sind die Studenten! Das 
Problem ist: wie helfen wir 
dieser Generation durch die 
Adoleszenz! Wie eine solche -
Veranstaltung sich etikettiert, 
ob sie insbesondere ihren An­
spruch, nicht nur Wissen zu 
vermitteln, sondern zu "bil­
den" (Charaker auszubilden) 
in der Ankündigung offen 
ausspricht (und wie offen), 
wird jeder Lehrende im Hin­
blick auf die Reaktionen der 
Studenten, der Kollegen und 
der Hochschulspitze selbst 
entscheiden müssen. Bei den 
Beratungsstellen sollten aber 
Listen von Lehrenden und 
von Veranstaltungen geführt 
werden, die den Hilfesuchen­
den als Anlaufstellen genannt 
und den vereinzelt Lehrenden 
ihrerseits den Weg zur Grup­
penbildung finden lassen kön­
nen. Denn diejenigen, ' die 
über solche Erfahrungen und 
damit neue Fähigkeiten des 
Unterrichtens und Erziehens 
verfügen, sind noch zu "iso­
liert. Sie bilden allemal, in al­
len Fachbereichen (selbst im 
Fachbereich Psychologie): die 
Minderheit, stehen mit dem 
Rücken zur Wand, arbeiten 
mittellos und unter hohen Be­
lastungen und Risiken, müs­
sen spott und Tadel einstecken. 
Wollen sie überleben, muß 
ihnen der Zusammenschluß ge­
lingen. Nur wenn es gelingt, aus 
Vertretern aller Fachbereiche 
eine Gruppe und im Gruppen­
zusammenschluß eine Insel der 
Planung und Verwirklichung 
wirklich neuer Studiengänge 
zu bilden, können jene, die als 
einzelne auf verlorenem Posten 
-stehen, etwas ausrichten. 

Hans Ericb Troje 
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Bundesminister Rohde: 

Kapazitäten voll ausschöpfen 
gesetzt werden zu den späteren 
Anforderungen des Beschäfti­
gungssystems an die Hoch­
schulabsolventen im Beschäfti­
gungssystem ; umgekehrt muß· 
aber auch in Rechnung gestellt 
werden, daß das Beschäfti­
gungssystem von neuen Stu­
dienangeboten ausgehende Im­
pulse aufgFeift und flexibel 
darauf reagiert. Eine ellge 
Orientierung am "Bedarf" nach 
heu tigen Beschäftigungsstruk­
turen wird den Anforderungen 
der Zukunft nicht gerecht. 

Bund und Länder haben in den 
vergangenen Jahren erhebliche 
Leistungen für den Ausbau der 
Hochschulen erbracht. Insge­
samt gesehen konnte bisher mit 
der stark gestiegenen Nachfrage 
nach Studienplätzen Schritt ge­
halten werden. Allein von 1971 
bis 1974 wurden rund 196 000 
zusätzliche Studienplätze ge­
schaffen. Das entspricht der 
Raumkapazität von 11 Univer­
sitäten in der Größe der Uni­
versität Bonn. Heute sind fast 
700 000 Studienplätze (nach 
heutigem Flächenrichtwert) 
vorhanden. Bund und Länder 
haberi sich darüber verständigt, 
daß von einer Gesamtkapazität 
von etwa 850 000 Studienplät­
zen (nach Flächenrichtwert) für 
die Zukunft ausgegangen wer­
den soll, um die auch unter 
Bedarfsgesichtspunkten ge­
rechtfertigt erscheinende Nach­
frage nach Studienplätzen bei 
entsprechender Ausschöpfung 
der Kapazitäten und einer 
möglichen Überbelegung zu be­
friedigen. 
Der Hochschulausbau wird da­
mit nach Jahren eines über­
proportionalen Wachstums auf 
hohem Niveau konsolidiert. 
Darin kommt auch die überein­
stimmende Auffassung von 
Bund und Ländern zum Aus­
druck, daß es nicht richtig wäre, 
dem Trend wachsender Stu­
dienbewerberzahlen einfach 
nur "nachzubauen", zumal - in 
den 80er Jahren die geburten­
schwachen Jahrgänge nach­
wachsen und wir dann Über­
kapazitäten hätten. 
Die vorhandene und zu erwar­
tende Hochschulgesamtkapazi­
tät muß in den kommenden 
Jahren "ihren Beitrag zur Ver­
sorgung starker Geburtsjahr­
gänge mit angemessenen Bil­
dung.sangeboten leisten. Dabei 
werden sich Engpässe nicht nur 
in den Hochschulen, sondern in 
allen Bildungsbereichen erge­
ben. Nach vorliegenden Zahlen 
geht es dabei um - in den 
Spitzenjahren - 125000 mehr 
Oberstufenabsolventen jährlich 
als heute. In den kommenden 
Jahren wird aber auch - eben­
falls in den Spitzenjahren -
mit einer fast genauso wach­
senden Nachfrage in der beruf­
lichen Bildung zu rechnen sein: 
So stark wächst die Zahl der 
Abgänger aus der Mittelstufe, 
die nicht auf weiterführende 
allgemeinbildende Schulen ge­
hen. Deswegen muß die Nach­
frage nach Bildung und das 
Ausbildungsangebot im dualen 
System, in den berufsbildenden 
Vollzeitschulen und in den 

Hochschulen im Zusammen­
hang gesehen werden. Ziel muß 
dabei sein, allen Jugendlichen 
ein Ausbildungsangebot zu 
machen. 
Dies erfordert in allen · Berei­
chen und vor allem in den 
Hochschulen eine volle Aus­
schöpfung der Kapazitäten. 
Berechnungen und Forschungs­
aufträge zeigen, daß im Hoch­
schulbereich durch eine inten­
sivere Nutzung vorhandener 
Kapazitäten kurz- und mittel­
fristig erheblich mehr ,Ausbil­
dungsplätze angeboten werden 
können. 
Die starken Schwankungen in 
der Auslastung der Kapazitä­
ten bei gleichen Fachbereichen 
an verschiedenen Hochschul­
orten sind nur einer von vielen 
Hinweisen darauf, das die Aus­
bildungskapazitäten besser .ge­
nutzt und damit erweitert wer­
den können, so daß viel mehr 
Studienbewerber auch in den 
Spitzenjahren der Jahrgangs­
stärken einen Studienplatz fin­
den können. Das trifft inbeson­
dere für die medizinische Aus­
bildungskapazität , zu. Hier 
schwankt zum Beispiel die Stu­
denten-Betten-Relation zwi­
schen den einzelnen medizini­
schen Ausbildungsstätten so er­
heblich, daß bei einer Anglei­
chung dieser Relation an allen 
Hochschulen nur an die durch­
schnittliche Auslastung ohne 
Mehrkosten die Zulassung zum 
Medizinstudium in erheblichem 
Umfange gesteigert werden 
könnte. (Anm. d. Red.: Studie 
einer Forschungsgruppe an der 
Universität Frankfurt, über die 
im "Spiegel" vom 10. 11. 75 be­
richtet wurde.) Es ist zu prüfen, 
inwiewiet durch eine EinbeZie­
hung von Polikliniken und son­
stigen Krankenanstalten in die 
Ausbildung der eigentliche 
Engpaß in der Medizin im kli­
nisch-praktischen Ausbildungs­
teil (begrenzte Zahl von Pa­
tienten) - erheblich verklei­
nert oder gar beseitigt und da­
durch eine weitere Steigerung 
der Ausbildungskapazitäten er­
zielt werden könnten. Eine 
solche Umstrukturierung wäre 
sicherlich auch unter didakti­
schen und Kostengesichtspunk­
ten von Vorteil. 
Entsprechende Untersuchungen 
über die Durchführbarkeit 
solcher Maßnahmen werden 
derzeit vom Bundesministe­
rium für Bildung und Wissen­
schaft vorbereitet. 
Darüber hinaus würden nach 
den vorliegenden Untersuchun­
gen und Erfahrungen beispiels­
weise durch folgende Maßnah-

Lern- und Studienhilfen 
Vom Institut für Didaktik der 
Physik an der Universität 
Frankfurt wurden jetzt die 
ersten vier Bände des Systems 
"Lehrbuch und Leitprogramm" 
veröffentlicht. Das neue Sy­
stem, das unter Mitwirkung 
des Bildungstechnologischen 
Zentrums entwickelt wurde, 
ist in drei aufeinanderfolgen­
den Studienj ahren im Rahmen 
des Physikstudiums von Lehr­
amtskandidaten angewandt 
und erprobt worden. 
Grundgedanke des Projekts, 
das unter der Leitung von 
Prof. Dr. Klaus Weltner steht: 
Der Studien anfänger und der 
Oberstufenschüler sollen beim 
selbständigen Lernen durch 
Lern- und Studienhilfen un­
terstützt werden. In dem jetzt 
vorgelegten Leitprogramm, 
"Mathematik für Physiker", 
das in Verbindung mit einem 

Mathematiklehrbuch benutzt 
wird, ist die Förderung der 
Studiertechnik mit ausführli­
chen Anleitungen und Hilfen 
für das Studium des Mathe­
matikbuches verbunden. 
Durch empirische Untersu­
chungen hat das Institut fest­
gestellt, daß Studenten bereit 
sind, mit derartigen Studien­
unterstützungen intensiv selb­
ständig zu arbeiten. 
Die hochschulpolitische Be­
deutung dieses Modells wird 
darin gesehen, daß insbeson­
dere die Schwiergkeiten der 
Studienanfänger gemildert 
werden können. Die Autoren 
weisen darauf hin, daß sowohl 
für den individuellen Studien­
erfolg, wie für die Effizienz 
der Hochschule insgesamt von 
entscheidender Bedeutung ist, 
daß der Studienanfänger die 
Studiertechnik beherrscht. 

men Kapazitätssteigerungen zu 
erzielen sein: 
- allgemeine Einführung von 
Studienberatung zur Vermei­
dung von Fachwechsel, der 
heute erhebliche Kapazitäten 
blockiert; 
- quantifizierte Studienord­
nungen; 
- Vermeidung von Doppel­
einschreibungen in Numerus­
c1ausus-Fächern; 
- Verbesserung der Hoch­
schulorganisa tion (Betriebs­
steuerung, inhaltliche Abstim­
mung des Lehrangebots, Mehr­
fachnutzung von Labor- und 
Praktikaplätzen usw.); 
- Verkürzung der Verweil­
zeiten. 
Die durch diese Maßnahmen 
erreichbare Kapazitätserweite­
rung wird auch zu der Frage 
führen, ob damit die Zahl der 
Hochschulabsolventen nicht 
weit über den Bedarf im Be­
schäftigungssystem hinaus er­
höht werde. Hier zeigt sich in 
der öffentlichen Diskussion 
häufig ein Widerspruch: Einer­
seits werden die Zulassungs-

beschränkungen beklagt, ande­
rerseits wird vor einer Über­
produktion von Hochschul­
absolventen gewarnt. Beide 
Argumentationen gehen von 
dem überkommenen Studien­
system - vor allem der Uni­
versitäten - und dem damit 
verbundenen traditionellen 
Akademikerbild aus, das sich 
noch nicht von der Vorstellung 
einer - längst verlassenen -
Universität für wenige gelöst 
hat. 
Dies weist auf die große Auf­
gabe der kommenden Jahre 
hin, die Studienangebote vor 
allem der Universitäten so zu 
verbreitern und Studieninhalte 
so zu differenzieren, daß sie der 
ungleich größeren Studenten­
generation von heute und mor­
gen gerecht werden; dies muß 
mit dem weiteren Ausbau und 
mit den Maßnahmen zur vollen 
Kapazitätsausschöpfung ein­
hergehen. Bei diesem "Ausbau 
der Hochschulen nach innen" 
müssen die Studienangebote 
nach Inhalt und Abschlußmög­
lichkeiten stärker in Beziehung 

Westdeutsche Rektorenkonterenz: 

Insgesamt gesehen vollziehen 
sich gegenwärtig wesentliche 
Änderungen beim übergang 
zwischen Hochschule und Ar­
beitswelt. Sicherlich wird auch 
in Zukunft der Hochschulabsol­
vent mit besonderen Chancen 
ins Erwerbsleben eintreten, ge­
messen an den Chancen ande­
rer. Aber wenn heute über 
20 Prozent eines Altersjahr­
gangs ein Studium beginnen, 
kann der Abschluß eines Hoch­
schulstudiums nicht gleichsam 
eine Garantie für eine ganz 
spezifische Einkommenserwar­
tung und Berufsposition ' sein. 
Die Hochschulausbildung ist ein 
qualifiziertes Bildungsangebot: 
aber nicht von vornherein auch 
ein völlig abgesichertes Ein­
kommensangebot. Hochschul­
-absolventen werden zukünftig 
einem größeren Wettbewerb 
ausgesetzt sein. ' 

Grenzen der Belastbarkeit 
Der Präsident der Westdeut­
schen Rektorenkonferenz, Pro­
fessor Dr. Werner Knopp, wer­
tete in einer ersten Stellung­
nahme die Pressekonferenz 
von Bundesminister Rohde am 
2: Dezember 1975 und die Pres­
semitteilung als Teil einer "po­
litisch-publizistischen Winter­
offensive", mit der im Hinblick 
auf die steil steigenden Bewer­
berzahlen der kommenden 
Jahre de totale Öffnung der 
deutschen Universitäten und 
Hochschulen vorbereitet wer­
den solle. 
Die Hochschulen hätten in den 
letzten Jahren - so betonte 
Knopp - eine beispiellose Aus­
bauleistung bewältigt: Auf den 
fast 700000 Studienplätzen, die 
nach Angabe des Ministers 
heute vorhanden sind, studie­
ren bereits über , 800000 Stu­
denten. Trotz dieser Belastung 
seien die Hochschulen sich ihrer 
Mitverantwortung gegenüber 
den jetzt herandrängenden 
starken Jahrgängen bewußt. 

Es gebe aber - so stellte Knopp 
grundsätzilch fest - für die 
Belastbarkeit der Hochschulen 
Grenzen, zum al ihre Personal­
und Sachausstattung in stei­
gendem Maße von Sparmaß­
nahmen betroffen wird. Das 
Fassungsvermögen der Hoch­
schulen lasse sich nur in abso­
luten Zahlen ausdrücken, nicht 
aber dadurch ständig erwei­
tern, daß man bei steigenden 
Geburtsjahrgängen unbeirrt 
daran festhält, ein gleichblei­
bender Prozentsatz müsse auf 
jeden Fall studieren. Die klare 
Entscheidung zwischen diesen 
Alternativen werde allmählich 
zur Grundfrage der deutschen 
Hochschulpolitik. Wer Belast­
barkeitsgrenzen leugne oder 
ohne Rücksicht auf Verluste an 
Ausbildungsgualität und For­
schungsmöglichkeit überdehne, 
werde unsere "kostspieligen, 
aber auch kostbaren" Universi­
täten im Kern und auf Dauer 
ruinieren. 

Eine in den nächsten Jahren to­
tal geöffnete Hochschule werde 
nicht einmal mehr die zu Recht 
gefürchteten "Fachidioten" lie­
fern, sondern vielfach riur noch 
irgendeine Beschäftigung bie-

ten können, die mit Sozial­
leistungen und der Aussicht auf 
unverwertbare Diplome ver­
bunden ist. Dafür seien die 
Hochschulen nicht da, weil viel 
zu teuer. Hinweise auf die Stu­
dienreform seien in diesem Zu­
sammenhang "Augenwische­
rei". Sicher seien die Hochschu­
len zur weiteren Studienreform 
bereit, falls der Staat jetzt end­
lich die nötigen Vorgaben 
schaffe. Keine sinnvolle Stu­
dienreform aber könne die re­
gulären Ausbildungsprogram­
me der Hochschulen kurzfristig 
so umstellen, daß die aufgezeig­
ten Folgen vermieden würden. 
Es wäre auch verhängnisvoll, 
so der WRK-Präsident, ,wenn 
die deutschen Universitäten 
und Hochschulen aus den 
Zwängen einer vorübergehen­
den Notsituation heraus auf 
Dauer falsch programnliert 
würden. Wenn eine notstands­
ähnliche Situation auf uns zu­
komme, sollte man ehrlicher­
weise Notmaßnahmen ins Auge 
fassen, die Universitäten aber 
nicht insgesamt und auf lange 
Sicht zu "Massenpressen " 
machen. 
Über eine gewiß notwendige 
bessere Studienberatung sei 
schon lange genug geredet wor­
den. Sie müsse nun 'personell 
und finanziell ermöglicht, von 
den Studenten aber auch an­
genommen werden. 
Zu den vom Minister vorgeleg­
ten Studien bemerkte Knopp 
im einzelnen, es müsse befrem­
den, wenn eine interne Modell­
rechnung für das Fach Medizin, 
die den Gremien der ZVS schon 
länger vorgelegen hat und bei 
den Arbeiten zur Verbesserung 
der Kapazitätsverordnung be­
reits berücksichtigt worden ist, 
kurze Zeit nach ihrer Ver­
öffentlichung im "Spiegel" nun 
auch vom zuständigen Bundes­
minister in so spektakulärer 
Form der Öffentlichkeit vor­
gestellt werde. Das sei prompt 
so mißverstanden worden, als 
habe man hier im Auftrage des 
Staates "die Wahrheit ans Licht 
gebracht". Die Hochschulen 
werden - so betonte der Prä­
sident der WRK - es nicht län­
ger' schweigend hinnehmen, 
wenn ihre Berechnungen stän-

dig als bloße Schutzbehauptun­
gen abqualifiziert, in staat­
lichem Auftrag angestellte 
akademische Berechnungen mit 
anderen Ergebnissen hingegen 
sofort öffentlich als Beweise 
für eine höhere Belastbarkeit 
behandelt würden. 

Zu den Ergebnissen der das 
Studierverhalten von Studen­
ten betreffenden Befragung 
(Anmerkung der Redaktion: 
Studie von Prof. Dr. Christoph 
Oehler, Universität Frankfurt), 
die vom Minister ebenfalls der 
Öffentlichkeit vorgestellt wur­
de, sagte der Präsident der 
WRK, sie seien int-eressant und 
gäben Stoff zum Nachdenken, 
bedürften aber sicherlich einer 
kristischen überprüfung. Daß 
die Studenten viele angebotene 
Lehrveranstaltungen nur teil­
weise "annähmen", zeige ·der 
Hochschulalltag. Dies allein auf 
mangelnde Attraktivität oder 
Effizienz des Angebots zurück­
zuführen, sei aber vordergrün­
dig. Die Gründe lägen ebenso­
sehr in Kostenlosigkeit wie 
zeitlicher und reChtlicher Un­
beschränkbarkeit des Studie­
rens mit dem daraus folgenden 
Hang zu mangelnder Studier­
disziplin oder doch zur Be­
quemlichkeit; außerdem gingen 
viele Studenten einer Neben­
arbeit nach. 

Politisch seien, so Knopp, zwei 
Konsequenzen denkbar: Ent­
weder man bemühe ·sich um 
größere Attraktivität der Lehr­
angebote und auch um Straf­
fung und bessere Kontrolle der 
Studienzeit - dies sei bisher 
das Ziel der Reformpolitil} ge­
wesen und werde auch in der 
Oehler-Studie gefordert. Oder 
man verzichte auf Reformen 
und setze unter Hinweis aUf das 
tatsächliche Studierverhalten 
die Zulassungsquoten weiter 
herauf - dies wäre das Ende 
jeder Reform, aber immerhin 
in sich schlüssig. Vollends un­
verantwortlich wäre es indes­
sen, beide Konsequenzen gleich­
zeitig zu ziehen - dies ließe 

' sich nur als ein Versuch ver­
stehen, mit allen, auch unver­
einbaren Argumenten eine to­
tale Öffnung der Universitäten 
durchzusetzen. 
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DFG sorgt sich -um 
Finanzierung 
Die Deutsche Forschungsge­
meinschaft (DFG) befürchtet, 
daß durch die allgemeinen 
Sparmaßnahmen und den 
weiter anhaltenden Streit 

Heinz Schiel äußerte sich be­
sonders über den gegenwärtig . 
herrschenden vertragslosen 
Zustand in der Forschungsfi­
nanzierung besorgt. Nach dem 
Eklat um die Rahmenverein­
barung zwischen Bund und . 
Ländern zum Artikel 91 b des 
Grundgesetzes zur Finanzie­
rung · der gemeinsamen For- . 
schungseinrichtungen sei die 
Situation eher schlechter ge­
worden. Damals hatte es die 
Bundesregierung, abgelehnt, 
rund 60 Millionen Mar k für 
die Finanzierung überregional 
bedeutsamer Forschungsinsti­
tute der Länder zu überneh­
men. Inzwischen, berichtete 
Schiel, . sei dH~ Finanzierung 
der DFG, die ebenfalls unter 
die Rahmenvereinbarung fällt, 
"ins Stottern" gekommen. 

- Rheinland-Pfalz habe bereits 
angekündigt, daß es 'den Zu­
schuß zur ,ForscJ:lUngsgemein­
schaft auf dem Stand von 1974 
einfrieren wolle. Nordrhein­
Westfalen habe offiziell das 
"Königsteirier Abkommen" 
gekündigt, das zwar 1968 be­
reits auslief, aber stillschwei­
gend weiter praktiziert wur­
de. Am 28. November wollen 
sich die Ministerpräsidenten 
erneut . treffen; um · über die 
Forschungsfinanzierung zu 
beraten. Besondere Besorgnis, 
sagte Schiel, hC\be, ein von 

schungsbereiche zur Verfü­
gung haben werde. Es sei zu 
E~rwarten, daß diese Summe 
erst im Frühjahr nächsten 
Jahres feststehe, wenn sich 
Bund und Länder bis dahin 
einigten. 
Das normale Förderungsver­
fahren der DFG, das etwa ein ­
Drittel des gesamten Etats 
ausmacht, ist von den Kür­
zungen und den Auseinander­
s.etzungen zwar nicht so stark 
betroffen, aber es droht den­
noch in Bedrängnis zu gera­
ten. Durch die Kürzungen bei 
den Sonderforsch ungs berei­
ehen und durch den Rückgang 
der in die Forschung zur Ba-
sisfinanzierung fließenden 
Uni vers i tä tsmi ttel werden 
mehr Anträge auf die DFG 
zukommen. Obwohl die nor­
malerweise zwei Jahre dau­
ernde Normalförderung flexi­
bler ist, ist nach Angaben der 
DFG ein großer Teil der Mit­
tel bereits durch Bewilligun­
gen festgelegt. Bei einem sin­
kenden Haushalt habe die 
DFG daher die Sorge, daß 
sich dies restriktiv auf die 
Bewilligung von neuen Anträ­
gen auswirken werde. Es sei 
daher beab~ichtigt, bereits be­
willigte Mittel stärker in Fra­
ge zu stellen. 
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Ein 
zeitgeschichtlicher 
Leckerbissen. 
fJmQ~a(Jja 
In der Reihe "Hochschule im 
Umbruch' Freie Universität 

. Berlin 1948-1973" istje!zt der 
Band IV erschienen. Er umfaßt 
die Jahre 1964~1967 und 

, dokumentiert auf 500 Seiten 
die Anfänge der studentischen 
Protestbewegung in Deutsch­
land. 
Ein Band der Superlative: Über 
400 zum Teil erstmals ver· 

Zu erhalten durch Ihre Buch­
handlung oder: 

Maulwurf-Vertrieb 
1 Berlin 36 
Waldemarstraße 24 I 

zwischen Bund und Ländern 
über die Rahmenvereinbarung 
zur . Forschungsfinanzierung 
ernste Gefahr für die Sonder­
forschungsbereiche droht. Der 
DFG-Referent für die Sonder­
forschungsbereiche, Dr. Axel 
Streiter, betonte am 6. No-. 
vember vor Journalisten in 
Bonn, . rund 260 Millionen 
Mark seien für 1976 notwendig, 
und den bereits überprüften 
Anforderungen der Wissen­
schaftler gerecht werden zu 
können. Dagegen lägen die 
Schätzungen für die tatsäch­
lich fließenden Gelder zwi­
schen 183 und 210 Millionen 
Mark. Bereits Ende 1974 wur­
den den Sonderforschungsbe­
reichen 70 Prozent der 'benö­
tigten Mittel für 1976 zuge­
sagt. Das wären rund 180 Mil­
lionen Mark und damit etwa 
die Größenordnung der unte':' 
ren geschätzten Grenze der 
erwarteten Mittel. Der Präsi­
dent der DFG, Prof. Heinz 
Maier-Leibnitz, erklärte, wenn 
der Ansatz für die Sonderfor­
schungsbereiche nicht höher 
werde, müßten die angefor­
derten Mittel um 40 Prozent 
gekürzt werden. Damit, so un­
terstrich er bei dem Presse­
gespräch in Bonn, wäre das 
Programm vieler Sonderfor­
schungsbereiche nicht mehr 
weiterzuführen. Mit 210 Mil­
lionen Mark, so meinte Dr. 
Streiter, könnten bestenfalls 
noch die Programme der Son­
derforschungsberreiche über ' 
1976 hinweggerettet werden. 
Prof. .Maiell-Leibnitz sprach 
sich energisch für . eine Konti­
nuität der für die Forschungs­
förderung verwendeten Gel- ' 
der aus. Bei einer 'plötzlichen 
Steigerung gebe ·es häufig Ver­
schwendung, bei einer plötz- , 
lichen Kürzung aber müsse vie .. 
les weggeworfen werden, was 
bisher getan wurde und Geld 
gekostet habe. Nach einer 
Schätzung des Bundesfor­
schungsministeriums werden 
gegenwärtig sieben Millionen 
Mark für die Grundlagenfor­
schung > in der Bundesrepublik 
ausgegeben, sagte Professor 
Maier-Leibnitz. Dabei sei der 
Anteil der DFG mit 600 Mil­
lionen sicher ,nicht unverhält­
nismäßig gr9ß. 
DFG-G~neralsekretär Dr. earl . 

Bundesfinanzminister Hans 
Apel ' geschaffenes Junktim Zur Diskussion gestellt: erweckt, der eine Regelung 
der Fbrschungsfinanzierung 
:mit einem Wohlverhalten der 
Länder im Bundesrat zu den 
Spar- und Steuer beschlüssen 
der Bundesregierung ver­
knüpft habe. Dies bedeute die 

Leistungsnachweise 
Gefahr, daß ' ein"'Rahmenab- :Voraussetzung für die Zulas­komrtie'n 'zur FodC'ß\ingsfin~m- sung zur Diplomprüfung im zierung "auf den Sankt-Nim- Fachbereich Wirtschaftswis- ' merleins-Tag verschoben wird". sensehaften ist der Erwerb Dr. Schiel fürchtet bei einem , mehrerer Hauptseminarschei­Anhalten · der .' Meinungsver.,. , neo Die, Hauptseminare sollen ·sChiedep,bei t,en ,sogar., . daß die ",leisten: einersei ts Vertiefung DFG dabei an den Rand ihrer .. <;ler im Grundstudium gewon­Existenz gedrängt wird. nenen Erkenntnisse, anderer­Erste Schwierigkeiten aus seits die Vermittlung der Fä-. ~em Streit wird es für die higkeit zu selbständigem wis-j)'eutsche , 'Forschungsgemein- sensehaftlichen Arbeiten. In schaft bereits Ende dieses der Regel wird das Erreichen _ Jahr~s geben. ' E"s sei noch nicht dieser Ziele gemessen durch einmal si<,:her, erklärte Gene- zwei . schriftliche Leistungen ' rg.lsekretär Schiel, ob die zu- in der Form von Klausuren, gesagten Mittel für 1975 von Referaten oder Protokollen. den Länderna:uch: ' tatsächlich Die Sem~naresind - wie je-, gezahlt 'würden. Im Dezember der, der als Student oder als . müsse die DFG aber s'chö'n die ' Hochschullehrer daran teilge-Bewilligungeil' für 197-6 tref- nommen , hat, bestätigen t~n, ohne zu wissen, wieviel kann ' - gekennzeichnet durch Geld sie für ' die i St;mderfor- Passivität der Teilnehmer, 

einseitige Orientierung an den 
\ . ~ 

Kurz notiert 
' vermutlich klausurrelevanten 
Fragen, mangelnder Fähigkeit 
zu Zusammenarbeit und An­
onymität. 
In diesem Beitrag wollen wir 

Graduiertenförderung 
Anträge ' auf erstmalige Ge­
währung eines Stipendiums 
nach dem Graduiertenförde­
rungsgesetz sowie Anträge auf , 
Verlängerung eines Graduier­
tenstipendiums, deren Bewilli­
gungsz~itraum spätestens am 
31. März 1976 endet, können bis 
zum 10. Januar 1976 (Aus­
schlußfrist) bei der Abteilung 
für studentische Angelegenhei­
ten, Mertonstraße 17, Zimmer 
32 B, persönlich gestellt werden. 
Hinweise: 
1. Antragsformulare sind bei 
der genannten Adresse erhält ... 
lich. 
2. Der An trag muß zur Aus­
schlußfrist vollständig - mit 
allen erforderlichen Unterla­
gen - vorliegen. 
3. Falls die Benennung von 
Gutachtern (§ 13 DVO - GFG) 
gewünscht wird, so ist dies 
rechtzeitig -:- spätestens zwei 
Wochen vor Ablauf der Aus-

schlußfrist- bei der genannten 
Stel'1e zu beantragen. . 
4. Aus Gründen der zuerwar­
tenden Umstellung, der Stipen­
dien auf Darlehen; ist bei den 
Anträ,gen auf erstmalige Ge­
währung mit einer :Verzöge­
rung der Bearbeitung zu rech­
nen. 

aber nicht ' eine theoretische 
Diskussion über die ideale 
Form ' eines Seminars vertie­
fen; vielmehr wollen wir von 
einer Edahrung berichten, die 
zeigt, welche Auswirkungen 
eine veränderte Form des Lei­
stungsnachweises auf den Se­
minarablauf haben kann. 
Am Ende des SS 1975 fand im 
Kleinwalsertal ein volkswirt- -I' ; . ', schaftliches Hauptseminar Fachbereichsbibliothek zum Thema Partizipation und Wirtschaftssysteme unter der Die Benutzungs0rdnung für die 

Fachbereichsbibliothek Erzie­
hungswissenschaften wird im 
§ 3 Abs. 6 wie folgt geändert: 
Bei Überschreiten der Leihfrist 
wird der Benutzerausweis ein­
behalten, und zwar für eine 
Woche unabhängig davon, ob 
die erste Mahnung bereits er­
folgt ist; für vier Wochen nach 
der zweiten Mahnung; für 
sechs Monate nach der dritten 
Mahnung. Erfolgt auch nach der 
dritten. Mahnung keine Rück­
gabe, wird . der Benutzeraus­
weis endgültig eingezogen. , 

Leitung der Professoren Kosta 
und Gäbler statt. Wie üblich 
bereiteten die Veranstalter 
das Seminar vor, bestimmten 
die Gliederung und formulier­
ten die Themen für die Refe­
rate, ohne vorherige Diskus­
sion mit den Studenten. Be­
reits bei der ersten Vorberei­
tungssitzung in Frankfurt 
wurde seitens der Studenten 
vorgeschlagen, anstelle der 
Abschlußklausur ein Protokoll 
zu schreiben. Dies wurde von 
den Veranstaltern strikt abge­
l~hnt mit der Begründung, 

daß nur die Abschlußklausur 
eine kontinuierliche Mitarbeit 
der Studenten garantiere. Im 
Kleinwalsertal spitzte sich die 
Diskussion zu: während die 
Professoren auf ihrem Stand­
punkt beharrten, wehrten sich 
die Studenten gegen die Un- , 
terstellung, daß sie ohne 
Klausur kein Eigeninteresse 
und damit keine Motivation 
zur Arbeit an dem Seminar­
thema entwickeln würden. Die 
Stud~nten überlegten" sich, ob 
sie nicht lieber den Schein 
aufs Spiel setzen sollten als 
unter der Bedingung einer 
Klausur am Seminar teilzu­
nehmen. Im Verlauf des Se­
minars zeigte es sich, daß die 
Teilnehmer unabhängig von 
der Klausurenfrage in Klein­
gruppen und im Plehum in­
tensi v am Thema arbei teten 
und so Argumente wie Desin­
teresse der Studenten und 
Notwendigkeit von Leistungs­
druck entkräften konnten. 
Durch diese Arbeitsmotivation 
entstand bei den Professoren 
die Bereitschaft, die Form des 
zweiten Leistungsnachweises 
erneut zu diskutieren. 
Im Plenum bildete sich eine 
Lösung heraus, die trotz aller 
v'orherigen Spannungen allge­
meine Zustimmung fand: Den 
Studenten wurde es überlas­
sen, gegen End~ des Seminars 
eigenständig ein Thema zu 
wählen und darüber ein kur- . 
zes Papier anzufertigen. Den 
Verfassern war es freigestellt, 
einer bisher nicht behandelten 
Frage nachzugehen, andisku­
tierte Probleme zu vertiefen 
und/oder kritisch mit dem In­
halt und Ablauf des Seminars 
sich auseinanderzusetzen. Es 
konnte sowohl einzeln als 
auch in Gruppen gearbeitet 
werden, und zeitlich war nur 
der Abgabetermin festgelegt. 
~ei der Anfertigung dieses 
Papiers sollte . keine zusätz­
liche Literatur verwendet wer­
den. Die Abschlußthesen wur­
den vervielfältigt und allen 
zur Verfügung gestellt. 

Als Teilnehmer dieses Semi­
nars möchten wir folgende 
von uns gemachte Erfahrun­
gen festhalten : 
Die oben beschriebene Form 
des Leistungsnachweises 
wirkte sich insgesamt positiv 
auf den Ablauf des Seminars 
aus: Dies zeigte sich insbeson­
dere an besserer Kommunika­
tion und Zusammenarbeit so­
wie intensiver Beteiligung ·an 
den Seminardiskussionen. 
Die Abschlußthesen stellten 
eine sinnvolle Ergänzung des 
Seminars dar: Wichtige 
Aspekte, die in vorangegange­
nen Diskussionen nur ober­
flächlich angegangen werden 
konnten, wurden aufgegriffen 
und vertieft. Außerdem wur­
den zum Themenkomplex ge­
hörige, aber noch nicht ange­
sprochene Probleme selbstän­
dig formuliert und sinnvoll 
analysiert. Mehrere Abschluß­
papiere enthielten eine kon­
struktive Kritik des Seminars. 
Für die Veranstalter lieferten 
die Beiträge konkrete An­
haltspunkte und Anregungen 
für neue Organisationsformen 
von Lehrveranstaltungen. Sie 
ermöglichten ihnen weiterhin, 
die Frage zu beurteilen, in­
wieweit ihre Erwartung durch 
die von ihnen ausgearbeitete 
Konzeption erfüllt werden 
konnte oder nicht. 
Insgesamt läßt sich sagen, daß 
durch die oben geschilderte . 
Form d~s Leistungsnachweises 
die negativen Folgen einer ' 
herkömmlichen Klausur wei­
testgehend vermieden wurden. 
Es gelang, die Spannung, die 
ap.fangs das ganze Seminar 
bedrohte, zu beseitigen und 
eine bessere Ausgangssitua­
ti.on für die weitere Arbeit zu 
schaffen. 
Wir meinen, daß dieses Bei­
spiel von Studenten und 
Hochschullehrern diskutiert 
und auf seine Anwendungs­
möglichkeit in anderen Semi­
naren untersucht werden soll­
te. Erika Lehmann lJ. a. 
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Wenn Eltern von Kindern 
zuviel erwarten . 
Was manche Eltern von ihren 
Kindern an Lerneifer erwarten, 
hält selbst ein normaler Er­
wachsener nicht durch: Nach 
mehr als 30 Minuten größter 
Konzentration nimmt auch bei 
ihm der Lerneffekt schnell ab. 
Mittelwerte für Sechs- bis 
Zehnjährige, gebildet aus dem 
Urteil von Lehrern und kinder­
psychiatrischer Erfahrung, lie­
gen weit darunter. Nach ihnen 
können vom Schulanfänger 
wenigstens zehn Minuten Kon­
zentration auf eine gestellte 
Aufgabe erwartet werden· 
beim Zehnj ährigen soll di~ 
Dauer höchstens das DGppelte 
betragen. Ärger oder Besorgnis 
von Eltern, deren Kinder nach 
über einer Stunde Hausarbeit 
nicht mehr mitmachen wollen 
sind deshalb völlig unbegrün~ 
det, wie Dr. Klaus Jürgen Er­
hardt, Abteilung für Kinder­
und Jugendpsychiatrie zum 
Zentrum der Psychiatrie der 
Universität Frankfurt/Main 
kürzlich berichtete. ' 

Die Häufigkeit von "echten" 
Konzentrationsstörungen bei 
Schulkindern, die, so Erhardt 
meist als "zu kurze Aufmerk~ 
samkei tsspannen" verstanden 
werden, sind aber trotz dieser 
Einschränkung noch sehr groß. 
Die Ursachen liegen nur zum 
Teil im organischen Bereich 
wie etwa in einer minimale~ 
frühkindlichen Hirnschädigung 
(FKHS). Wie Erhardt berich­
tete, besteht in der Normal­
bevölkerung eine FKHS-Häu­
figkeit von rund acht Prozent :vas immerhin bedeutet, "daß 
m einer Schulklasse mit zwei 
solchen Kindern zu rechnen 
ist". 
Als weitere organische Ursache 
für ' Konzentrationsstörungen 
spielen vegetativ-orthostatische 
Regulationsstörungen eine 
Rolle - als normale Reaktion 
jedem bekannt als Müdigkeit 
nach einer guten Mehlzeit. Als 

I Krankheit gelten solche Stö­
rungen aber dann, "wenn ein 
ständiges Anpassungsversagen 
des Kreislaufes an die auf­
rechte oder sitzende Körper­
steIlung" vorliegt. Vegetative 
Regulations:;;törungen sind, wie 
Untersuchungen ergaben, nach­
weislich bei Sitzenbleibern ge­
häuft. Verminderte Belastbar­
keit, Apathie, Klagen über 
Kopfschmerzen, Schwindelge­
fühl, geringer Appetit, Neigung 
zu Erbrechen oder sogennan­
ten Nabelkoliken, vermehrtes 
Schwitzen und kühle, feuchte 
Hände und Füße weisen auf 
diese Regulationsstörungen hin. 
Ursachen von Konzentrations­
störungen bei Schulkindern 
können aber auch sogennante 
Teilleistungsschwächen sein, 
"ausgestanze Leistungsminde­
rungen bei normaler Gesamt­
intelligenz" eines Kindes, wie 
etwa eine Lese- und Recht­
schreibschwäche (Legasthenie). 
Als vierte und" wahrscheinliche 
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häufigste Ursache" nennt Er­
hardt psychische Faktoren, wo­
bei sich besonders zwei Mecha ... 
nismen immer wieder feststel­
len lassen: Ablenkung der Auf­
merksamkeit durch äußere 
Reize (Umwelt) oder innere 
Konflikte (zum Beispiel in der 
Familie, zwischen den Eltern) 
und heftige Unlustgefühle ge­
genüber Leistungsanforderun­
gen. Symptome wie Nägel­
beißen, Schlafstörungen, Stot­
tern oder Tics können Hin­
weise auf unverarbeitete kon­
fliktbedingte innere Spannun­
gen geben, und auch die Tat­
sache, daß neben aufgaben­
bezogenen AktiviÜiten auch das 
Spiel der betreffenden Kinder 
gestört sind. 
überhaupt: Konzentrations­
störungen sind besonders dann 
wahrscheinlich,~ wenn auch im 
selbstgewählten Spiel das Kind 
die Minimalzeit für KOhzentra­
tionnicht erreicht oder Eltern ' 
berichten, daß ihr spielendes 
Kind vieles anfange aber bei 
keiner Sache bleibe. Wichtige 
Hinweise sind nach Erhardt 
auch deutliChe Ermüdungs­
erscheinungen wie Gähnen und 
"glasige Augen" innerhalb 
eines Zeitraumes, der doppelt 
solange ist wie die genannte 
Minimalzeit. 
Unlustgefühle entwickeln sich 
dagegen nicht selten aus einer 
übersteigerten und "unrealisti­
schen" Erwartung der Eltern 
heraus. Sie lassen ihre Kinder 
bei Hausaufgaben ' so lange 
üben, bis eine bestimmte Auf­
gabe verstanden wird, ohne 
Rücksicht auf die individuelle 
Fähigkeit des Kindes, sich zu 
konzentrieren. Die Spanne der 
möglichen Konzen tra tionsfä­
higkeit wird dabei in der Regel 
so weit überzogen, daß das 
Hausaufgabenmachen für das 
Kind zu einem Erlebnis des 
Mißerfolges wird und zu Un­
lustgefühlen führt: Leistung 

Leserbrief auf "Der bildungs­
politische Schweinezyklus" von 
Wolfgang Gerke im Uni-Report 
vom 4. Dezember. 
Von Schweinen und Lehrern 
(Augenzeugen bericht) 
Als ich neulich einen Gebirgs­
ausflug durch die freie Natur 
unserer sozialen Marktwirt­
schaft machte, bemerkte ich 
hinter dem Butterberg und den 
Obsthalden, in der Nähe des 
Milchsees direkt neben dem 
Schweineberg dort, wo früher 
ein tiefes Tal war, eine neue 
Anhöhe - den Lehrerberg. Am 
Fuße des benachbarten Schwei­
nebergs saß ein fettes Schwein 
quiekend über den letzten Uni­
Report gebeugt. Vor ihm stand 
schüchtern ein stellenloser Leh­
rer, der gerade aus Frankfurt 
gekommen war, um sich auf 
seinen Berg zu stellen. Ich 
wurde Zeuge folgenden Ge­
sprächs, das das Schwein wie 
folgt begann: 
S: "Ich lese hier, was ich schon 
längst vor meinen Augen sehe: 
Man behandelt euch genau wie 
uns." 
L: "Du meinst, wie Schweine? 
Wieso?" 
S: "Na sieh doch! Was bei uns 
die "übersteigerte Schweine­
zucht", ist bei euch die über­
steigerte Lehrerausbildung. Es 
gibt zu viele für den gesell­
schaftlichen Bedarf." 
L: "Aber gack doch mal in die 
Schulklassen! Da fehlen hun­
derttausende Lehrer." 

wird als ständige Plage erlebt. 
Das Hausaufgabenmachen zieht 
'sich infolgedessen häufig über 
den ganzen Nachmittag hin, 
selbst bei ständiger Kontrolle 
durch die Mutter. 
Eine solche Entwicklung ist, so 
Erhardt, nicht nur für den 
Schulerfolg bedenklich, weil sie 
zu Unlust bei jeder Form von 
Leistungsforderung . führen 
kann. Außerdem wird das Kind 
abhängig von einer ständig an­
wesenden Leistungskon trolle, 
und das, obwohl von seiten der 
Kultusministerien immer wie­
der festgestellt wird, daß der 
Wert der Hausaufgaben darin 
liege, daß sie vom Schüler aus 
eigener Kraft angefertigt wer­
den. Auch im Beruf arbeiten 
solche Personen dann später 
nur unter Druck und weichen 
eigener Initiative eher aus. 
Nachhilfeunterricht, das am 
häufigsten angewendete Ver­
fahren bei Lernstörungen, ist 
- so Erhardt - freilich gleich­
zeitig auch das am wenigsten 
sinnvollste. Das Arbeiten in 
Intervallen, die der individuel­
len Konzentrationsfähigkeit des 
Kindes angepaßt sind, ist bei 
allen Störungen die wichtigste 
Grundlage der Behandlung. Bei 
organischen Ursachen ist in der 
Regel eine medikamentöse Be­
handlung notwendig und 
bringt, wie nachgewiesen wer­
den konnte, oft erstaunliche 
Verbesserungen der Konzen­
tra tionsfähigkeit. 
Heilpädagogische Übungsbe­
handlung ist die beste Methode 
bei Teilleistungsstörungen. Bei 
konfliktbedingten Konzentra­
tionsstörungen ist oft schon 
dadurch ' viel ' geholfen;' wenn 
diese aufgedeckt und mit dem 

,Kind besprochen werden. Bei 
"aversiven Einstellungen" ge­
genüber Schulaufgaben sollte 
dagegen die Beratung 0, der 
Eltern ganz im Vordergrund 
stehen. 

Leserbriefe 
S: "Ach was! Bedarf ist, was 
der Staat bezahlen kann. Das 
meint doch auCh euer Kroll­
mann. Das ist mit uns Schwei­
nen genauso. Oder glaubst du 
vielleicht, die Menschen mögen 
nicht so viel Schweinefleisch?" 
L: "Du hast recht. Aber Eltern, 
Schülern, Gewerkschaften und 
Studenten paßt das nicht. Jetzt 
soll sogar der Numerus clausus 
verschärft und Hochschulleh­
rerstellen abgebaut werden." 
S: "Hihi, da kriegen wir noch 
einen Professorenhügel. Unser 
Präsident von der Schweine­
zuchtanstalt - ich will nicht 
sagen, daß der unsere Interessen 
vertritt - aber der meint im­
merhin, es gäbe nicht genug 
Schweinefleisch. Was meint 
denn euer Vorsitzender? Ihr 
habt doch auch einen, der eure 
Ausbildungsanstalt leitet." 

L: "Du meinst den ... ?" 
S: "Genau den." 
L: "Ja, der geht manchmal in 
die Mensa, wenns dort Schwei­
nefleisch gibt." 
S: "Brav. Aber das meine ich 
nicht. Was sagt der denn zum 
Lehrerberg und den überfüll­
ten Schulklassen?" 
L: "Ooch, dasselbe wie der 
Ktollmann. Außerdem wartet 
er auf den Pillenknick und 
meint, die Kasse wäre leer." 
S: "Und das ist euer Vorsitzen­
der?" 
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Senator Dr. med. h.c. Friedrich Sperl überreichte den "Sperl-Preis 
1975" an Dr. phi!. Rainer Loose. Foto: Bopp 

Sperl-Preis 1975 
Für seine hervorragende Dis­
sertation "Schichten und Ele­
mente des Theresianischen 
Siedlungsgefüges des oberen 
Vintschgaus. Geographisch­
historische Beiträge zur Sied­
lungsgenese Südtirols" erhielt 
Dr. phi!. Rainer Loose, jetzt 
wissenschattlicher Assistent am 
Lehrstuhl für Geographie I der 
Universität Mannheim, den 
Sperl-Preis des Jahres 1975. 
Der nach dem Stifter benannte 
,Preis zur Förderung der Gei­
steswissenschaften wird jähr­
lich aus dem bei der "Vereini­
gung von Freunden und För­
derern ,der J ohann Wolfgang 
Goethe-Universität" gebildeten 
Sperl-Fonds vergeben. Die mit 
3000 Mark dotierte Auszeich­
nung soll die Publikation der 
Forschungsarbeit eines Nach­
wuchswissenschaftlers ermög­
lichen. 

Da begann plötzlich ein lautes 
Rollen und Grollen. Der Erd-
boden bebte und zitterte.' , 
"Was ist denn das", fragte der 
Lehrerbergsanwärter. 
"Ach das , ist bloß der Profit­
berg. Jedesmal, wenn der Leh­
rerberg oder der Butterberg 
oder der Schweineberg an­
steigt, dann macht auch der 
einen kräftigen Ruck nach 
oben." 
Nun erkannte ich die gewalti­
gen Ausmaße dieses Berges. 
Hoch wie der Himalaya ragte 
er und durchstießt sogar die 
düsteren Wolken der wirt­
schaftlichen Schlechtwetter­
front. Auf seiner Spitze thron­
ten, beschienen von der golde­
nen Sonne des Gewinns, wie 
Trutzburgen die Banken und 
Konzerne, und die Profitgeier 
dort oben krächzten und schlu­
gen freudig erregt mit den 
Flügeln. 
"Ooh" staunte da der junge 
Lehrer, "den hab ich noch gar 
nicht gesehen. Damit könnte 
man doch... ja, damit muß 
man doch ... ' warum hast du 
denn nicht ... ?" 
"Tja", grunzte das Schwein den 
neu ankommenden Lehrern 
entgegen, "ich kann euch da 
nicht helfen. Das müßt ihr 
schon selber machen. Nur ihr 
könnt den Profitberg abtragen 
und dadurch auch die andern 
Berge verkleinern." 
Winfried Schwarz, Konvents­
vertreter des MSB Spartakus. 

Die Preisverteilung fand am 
28. November 1975 in einer 
kurzen Feierstunde im Dekanat 
des Fachbereichs Geographie 
der J. W. Goethe-Universität 
Frankfurt in Gegenwart des 
Stifters, Senator Dr. med. h. co 
Friedrich Sperl und des Vize­
präsidenten Prof. Dr. H. Kehn 
sowie zahlreicher Gäste statt. 
Die Laudatio hielt der Dekan 
des Fachbereichs, Prof. Dr. J 0-

sef Matznetter, der die kritische ,1 

und konstruktive, mit wissen­
schaftlicher Akribie geschrie­
bene Studie des Laureaten 
würdigte, besonders aber auf 
die Verbindung geographischer 
und historischer Arbeitsweisen, 
die der junge Wissenschaftler 
so trefflich beherrschte, hin­
wies. 

Die Arbeit wurde von Prof. Dr. 
Anneliese Kre,nzlin betreut. Sie 
lag 1973 den zuständigen aka­
demischen Gremien der Uni-" '., 
versität Frankfurt zur Begut­
achtung vor und wurde im 
Februar 1974 angenommen. 

Am Beispiel eines ausgewähl-
ten inneralpinen Raumes geht 
R. Loose der Frage nacb., wie :\ , 
die unterschiedlichen Si~d- ,', 
lungsformen und -strukturen ,"; 
zu erkiären sind. Der Unter- 1\' 

suchung kamen die sogenann- ' ,', ' 
ti:m Theresianischen Kataster ", " 
'Zugute, die vor fast 2'00 , Jah~ 

' teil die Herrschetin für j'ede ., 
Steuergemeinde ihres Reiches 
anlegen ließ und die jede 
Haus- und Grundparzelle mit 
Flächengröße und Steuerlast 
verzeichnen. Mit Hilfe beson­
derer historisch-'geographischer 
Arbeitsweisen gelang es Loose, 
das Bild , von der ethnischen ',) 
Bedingtheit der alpinen Sied-

' lungsweise zu entkräften und 
zu widerlegen. In der umfang­
reichen, mit Abbildungen und 
Karten reich ausgestatteten 
Dissertation weist er nach, daß 
das heutige Siedlungs bild mit 
dem charakteristischen Gegen­
satz der Siedlungsweisen, wie 
geschlossene Siedlung, wie 
Streusiedlung in Einzelhöfen, ' 
nicht auf ehemalige ethnische 
Strukturen zurückgeführt wer­
den kann. Die Haufendörfer 
des Etschhaupttales sind eben­
so wie die der Hochtäler, erst 
das Ergebnis der neuzeitlichen 
Bevölkerungsexplosion und' 
eines lang anhaltenden Güter­
teilungsprozesses. Insgesamt 
bildet die Arbeit einen beach­
tenswerten Diskussions beitrag 
zur Siedlungsgeschichte der 
Alpen. 



Seite 6 Donnerstag, 18. ~ezember 1975 UNI-REPORT 

Krankenversicherung .. Personalien 

Durch die Erhöhung der mo­
natlichen Bemessungsgrenzen 
auf 2325 DM werden ab i. Ja­
nuar 1976 eine Reihe von Ange­
stellen wieder der gesetz­
lichen Krankenversicherungs­
pflicht unterliegen. Zur Berech­
nung der Bemessungsgrenze 
wird das sozialversicherungs­
pflichtige Entgelt herangezo­
gen, jedoch bleiben die im 
Ortszuschlag enthaltenen Be­
träge, die auf grund des Fami­
lienstandes und der Zahl der 
Kinder gezahlt werden, unbe­
rücksichtigt. Dagegen wird die 
jährliche Zuwendung einbezo­
gen. Das bedeutet in der Praxis, 
daß diejenigen Angestellten, 
deren · monatliches, nach vor­
stehenden Regeln berechnetes 
Entgelt unter DM 2153,85 liegt, 

krankenversicherungspflich Hg 
werden. 

Frankfurt, vornehmen, es sei 
denn, der Arbeitnehmer weist 
nach, daß er bei einer zugelas­
senen Ersatzkasse versichert 
ist. Dieser Nachweis, in Form 
einer Bescheinigung der Ersatz­
kasse gemäß § 517 RVO, ist um­
gehend der Vergütungs- und 
Lohnstelle vorzulegen. 

Rechtswissenschaft 
Prof. Dr. Adalbert Erler, Eme­
ritus am Seminar für Deutsche 
Rechtsgeschichte, hat die juri­
stische Fakultät der Universität 
Modena (Italien) aus Ar:ilaß 
ihres 800jähriges Bestehens die 
Würde eines Ehrendoktors ver:­
liehen. 

Biochemie und Pharmazie 
Dozent Dr. Hartmut Schmidt 
ist in das Beamtenverhältnis 
auf Zeit berufen worden. 

Die Vergütungs- und Lohn­
stelle wird den in Frage kom­
menden Personenkreis dem­
nächst entsprechend benach-

Geographie 
Dozent Dr. Hans-Georg Glae­
ßer ist in das Beamtenverhält­
nis auf Zeit berufen worden. 

YANKEE 
OrlgfnallJS.Afr.FOr. 
Fallsdllrmsprlngerstlaftl 
Der Gag und Modahlt 
für junge Leute 
Gr. 39-48 nur DM 79,85 
GI. 33-38 nur 

Humanmedizin 
Wirtschaftswissenschaften 

DM 64,50 .. 

Auch die Angestellten, die in­
folge Erhöhung ihrer Vergü­
tung im Jahr 1975 oder ab 
Januar 1976 krankenversiche­
rungsfrei werden, erhalten eine 
Benachrichtigung. Sie müssen 
der Vergütungs- und Lohn­
stelle ebenfalls eine Bescheini­
gung über ihre freiwillige Mit­
gliedschaft bei einer Kranken­
kasse vorlegen, damit ihnen der 
Arbeitgeberzuschuß gezahlt 
werden kann. 

Dr. Wolfgang Gerke ist in das 
Beamtenverhältnis auf Zeit be­
rufen worden. 
Gesellschaftswissenschaften 
Dozent Dr. Andreas Buro ist in 
das Beamtenverhältnis auf Zeit 
berufen worden. 

Prof. Dr. Martin Schmidt ist 
zum ordentlichen Professor für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie 
an der Universität Heidelberg 
ernannt worden. 

Vers. Post NN.gII'Im. Umtausch u. 
tllberecht, bei Nlehtgafallen Geld zurilckl 
o,ERSEE-IMPORT-CENTER 
692 Bad Berfebur!J, I'oltfacff 1 f 50 

Gremien 

Physik 
richtigen. In diesen Fällen muß 
der Arbeitgeber eine Anmel­
-dung zu der zuständigen 
Pflichtkrankenkasse, der AOK 

Dozentin Dr. Hannelore Schwe­
des ist zur Professorin an der 
Universität Bremen ernannt 
worden. 

Prof. Dr. Lothar Gerritzen hat 
seinen Austritt aus dem Kon­
vent der Universität Frankfurt 
erklärt. Für ihn rückt Prof. Dr. 
Hans P. Schmidt in der Gruppe 
Professoren - Liste 2 Demo­
kratische Hochschulreform 
in den Konvent nach. 

Im Institut für Psychologie ist ein Vertrag für eine 
STUDENTISCHE -HILFSKRAFT 
(50 Monatsstunden) 

abzuschließen. 
Tätigkeit: Unterstützung in der Vorbereitung von 
Lehrveranstaltungen und bei der Durchführung und 
Auswertung von Untersuchungen. 
Voraussetzung: Vordiplom. 

Am Seminar für Volkswirtschaftslehre, insbesondere 
Marxistische Wirtschaftslheorie (FB 2) ist die Stell~ 
einer 

SEKRETÄRIN 
ab 1. Januar 1976 zu besetzen. 
Erwartet werden gute Schreibmaschinen- und Eng­
lischkenntnisse sowie die Fähigkeit zur selbständigen 
Erledigung organisatorischer Aufgaben. Stenographie 
und französische Sprachkenntnisse sind willkommen. 

. Weitere Informationen über Tel. HA 3578 zwischen 
10 und 13 Uhr, montags bis freitags. 
Bewerbungen sind zu richten an: "Seminar für Volks­
wirtschaftslehre, insbesondere Marxistische Wirt­
schaftstheorie, Johann Wolfgang Goethe-Universität, 
6000 Frankfurt a. M. 1, Senckenberganlage 31, 7. Stock. 

Am Institut für Psychologie ist die Stelle einer 
BIBLIOTHEKSMITARBEITERIN 
(BAT Vlb /Vc) 

ab sofort zu besetzen. 
Der Aufgabenbereich umfaßt die Verwaltung der Insti­
tutsbiliothek, die Fortführung des Verfasser- und 
Sachkatalogs für Monographie und Zeitschriften, die 
Abwicklung des Publikum-Verkehrs u. a. 
Bewerbungen sind zu richten an den geschäftsfüh­
renden Direktor des Instituts für Psychologie, 6 Frank­
furt, Kettenhofweg 128. 

Im Seminar für Vor- und Frühgeschichte ist ab 1. Fe­
bruar 1976 die Stelle einer 

VERWALTUNGSANGESTELLTEN 
(SEKRETÄRIN) 

Besoldungsgruppe VIb BAT mit halbtägiger Beschäf­
tigungszeit zu besetzen. 
Die Bewerberin sollte auch selbständig Verwaltungs­
aufgaben übernehmen und bei der Textgestaltung 
wissenschaftlicher Editionen mitarbeiten können. Gute 
Fremdsprachenkenntnisse (Englisch, Französisch) sind 
erwünscht. 
Interessentinnen werden gebeten, sich im Seminar für 
Vor- und Frühgeschichte Arndtstraße 11 (Telefon 
7 98 - 22 20) zu melden. 

An der ständigen wissenschaftliche Betriebseinheit 
Slavisches Seminar ist die BAT II a-Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(40 Wochenstunden) 

am Lehrstuhl Slavistik II ab 1. Januar 1976 zu be­
setzen. 
Vorbedingung: Ein abgeschlossenes Hochschulstudium 
der. Slavischen Philologie im Hauptfach. 
Aufgabenbereich : 1. Abhalten von Russischkursen im 
Sprachlabor für · Lehramtskandidaten (8 WoStd.) mit 
Vorbereitung), 2. Vorbereitung und Mithilfe an sprach­
wissenschaftlichen Hauptseminaren (4 WoStd.), 3. An­
leitung und Aufbau des Sachkatalogs (4 Wostd.), 4. be­
gleitende Studienberatung (8 WoStd.), 5. Verwaltungs­
arbeiten im Slavischen Seminar (16 WoStd.). 
Es besteht die Möglichkeit zu promovieren (für M. A.) 
bzw. sich zu habilitieren (für Promovierte). Eingestellt 
wird für zwei Jahre; Verlängerung um weitere zwei 
Jahre möglich. . 
Bewerbungen (mit Lebenslauf und Diplom) sind an den 
geschäftsführenden Direktor des Slavischen Seminars 
bis zum 24. Dezember 1975 zu richten. 

Im Fachbereich Psychologie wird für das SS 76 (vor­
behaltlich der Zuweisung der finanziellen Mittel) ein 

AKADEMISCHES TUTORIUM 
(Abschluß: Diplom in Psychologie) 

mit 4 Wochenstunden für das Praktikum mit Exkur­
sionen "Aufgaben des Psychologen in der diagnosti­
schen Praxis" (Prof. Dr. A. Degenhardt) vergeben. 

Im Fachbereich Psychologie wird für das SS 76 (vor­
behaltlich der Zuweisung der finanziellen Mittel) ein 

AKADEMISCHES TUTORIUM 
(Abschluß: Diplom in Psychologie) 

mit 4 Wochenstunden zur Ergänzung der Veranstal­
tung "Psychologische Statistik" vergeben. 
Bewerbungen sind bis zum 31. Dezember 1975 zu rich­
ten an den geschäftsführenden Direktor der SWBE 
Psychologie, Kettenhofweg 128. 

Im Institut für Betriebswirtschaftslehre, Professur für 
Betriebswirtschaftslehre insbesondere Bankbetnebs­
lehre (Prof. Dr. Wolfram Engels) ist ab 1. Januar 1976 
die Stelle einer 

WISSENSCHAFTLICHEN HILFSKRAFT 
OHNE ABSCHLUSS 

(30 Stunden monatlich) zu besetzen. 
Aufgabenbereich: Bibliotheksarbeiten, z. B. Betreuung 
von Zeitschriftensammlungen, Hilfsarbeiten in Lehre 
und Forschung. 
Einstellungsvoraussetzung : Zwischenpüfung 
Bewerbungen sind bis spätestens 31. DezeII).ber 1975 zu 
richten an: Prof. Dr. W. Engels, Professur für Betriebs­
wirtschaftslehre, Mertonstraße 17, Zimmer 607 B. 

Im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften ist ab sofort, 
zunächst bis zum 31. 12. 1977, eine BAT II a-Stelle für 

1 WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITER 
zu besetzen. 
Der Mitarbeiter soll an der Professur für Volkswirt­
schaftslehre, insbesondere Verhaltensforschung (Prof. 
Dr. R. Tietz) in der Betriebseinheit IV wissenschaft­
liche Dienstleistungen gern. § 45, 1 HUG erbringen. 
Der Bewerber soll ein wirtschaftswissenschaftliches 
Studium erfolgreich abgeschlossen haben und gute 
Kenntnisse in Volkswirtschaftslehre besitzen. Ferner 
wird vorausgesetzt, daß der Bewerber ~it empirischen 
oder experimentellen Arbeitsmethoden vertraut ist. 
Kenntnisse in statistischen Testverfahren, EDV oder 
Sozialpsychologie sind von Vorteil. 

Im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten wird dem 
wissenschaftlichen Mitarbeiter auch Gelegenheit zu 
selbstbestimmter Forschung gegeben werden. 
Ausführliche Bewerbungen sind umgehend zu richten 
an: Prof. Dr. Reinhard Tietz, Professur für Volkswirt­
schaftslehre, insebs. Verhaltensforschung, 6000 Frank­
furt am Main, Mertonstraße 17. 

An der Hochschule für Musik und Darstellende Kunst 
Frankfurt am Main ist zum 1. 2. 1976 die Stelle eines 

KORREPETITORS FtJR OPER UND KONZERT 
zu besetzen. 
Die Vergütung erfolgt in Anlehnung an den BAT II b. 

Im Fachbereich 10 - Neuere Philologien - sind vor­
aussichtlich folgende TutorensteIlen zu besetzen: 

AKADEMISCHE TUTOREN 
1. Ein akademischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
die Lehrveranstaltung "Schauerroman" von Prof. Dr. 
Hofmann und Pmf. Dr. Keller. 
2. Ein akademischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
die Lehrveranstaltung "Die ästhetische Theorie des 
jungen Joyce" von Prof. Dr. Reichert. 
3. Ein akademischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
die Lehrveranstaltung "Erscheinungsformen und Wir­
kungsmomente persuasiver Kommunikation in den 
USA: politische und kommerzielle Propaganda" von 
Prof. Dr. Kühnel. 

STUDENTISCHE TUTOREN 
1. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
die Lehrveranstaltung "Einführung in die Phonetik 
und Phonologie des Englischen" von Prof. Dr . 
Meinecke. 
2. Je ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
die Lehrveranstaltung "Einführungsveranstaltung in 
die Arbeitsfelder 4 und 5: Kommunikationsverhält­
nisse und gesellschaftliche Erfahrung und Sozial- und 
Ideengeschichte; Ideologiekritik" der Professoren Dr. 
Adams, Dr. Lenz und Dr. Christadler (insgesamt zwei 
Tutoren). 
3. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
die Lehrveranstaltung "Amerikanische Literatur, 
1917-1960" von Prof. Dr. Christ..~dler. 
4. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
die Lehrveranstaltung "Close Reading" or "Contex­
tual Criticism" von Prof. Dr. Viebrock. 
5. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
die Lehrv.eranstaltung "Harlem Renaissance: Litera­
ture and Culture in the 1920's" von Prof. Dr. Lenz. 
Bewerbungen sind bis zum 5. Januar 1976 an die Ge­
schäftsführung des Englischen Seminars, Kettenhof­
weg 130, zu richten. 

In der Abteilung für studentische Angelegenheiten ist 
bedingt durch das Ausscheiden .einer Mitarbeiterin 
wegen Erreichens der Altersgrenze zum 1. April 1976 
die Stelle einer(s) 

VERWALTUNGSANGESTELLTEN 
nach der Vergütungsgruppe V b BAT wieder zu be­
setzen. 
Das Aufgabengebiet ist die Bearbeitung von Angele­
genheiten im Zusammenhang der Stipendien nach dem 
Graduiertenförderungsgesetz. 
Bewerbungen werden bis zum 20. Januar 1976 erbeten 
an die Abteilung für studentische Angelegenheiten, 
6 Frankfurt, Mertonstraße 17. 

Bewerbungen werden an den Rektor der Hochschule, Bei der Professur für Wirtschaftspädagogik, insbeson­
Frankfurt am Main, Postfach 4288 erbeten. .eIere Didaktik der Wirtschaftswissenschaften, ist zum 

Im Fachbereich 13 (Physik) ist ab sofort für die Dauer 
von zwei Jahren eine BAT IIa-Stelle für einen 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITER 
zu besetzen. 
Aufgabengebiete : 
übewachung des Rechenbetriebs am DATA 100-Ter­
minal 
Einweisung und Betreuung von Studenten bei der Be­
treuung des Terminals 
Entwicklung und Anwendung neuer numerischer 
Methoden zur Lösung von Problemen in der Festkör­
perphysik 
Forschungsvorhaben : 
Die Fragmentation von Vielteilchensystemen, Lösung 
zeitabhängiger gekoppelter Differentialgleichungs­
systeme. 
Im Rahmen -der bestehenden Möglichkeiten wird dem 

. wissenschaftlichen Mitarbeiter Gelegenheit zu selbst­
bestimmter Forschung, insbesondere zu Arbeiten an 
einer Dissertation gegeben (§ 45 HUG). . 
Einstellungsvoraussetzungen : Grundsätzlich abge­
schlossenes Studium an einer wissenschaftlichen Hoch-
schule in dem obigen Fach. _ 
Bewerbungen' sind bis zum 31. 12. 1975 an den Dekan 
des Fachbereichs Physik zu richten. 

nächstmöglichen Termin die Stelle einer 
SEKRETÄRIN (BAT Vll) 

zu besetzen. 
Wir erwarten von der Mitarbeiterin gute Allgemein­
bildung, Kontaktfähigkeit, Bereitschaft zu selbständi­
gem Arbeiten im Aufgabengebiet (z. B. Sachmittel-/ 
Personalmittelverwaltung, Bibliotheksarbeiten), gute 
Schreibmaschinen- und Stenographiekenntnisse. 
Kenntnisse in einer Fremdsprache (Englisch oder 
Französisch) erwünscht. 
Weitere Informationen erhalten Sie über Telefon 
798 - 2311. 
Bewerbungen werden erbeten an: Professur für Wirt­
schaftspädagogik, insbesondere der Wirtschaftswissen­
schaften, 6000 Frankfurt am Main, Mertonstraße 17. 

Bis zum 20. Januar 1976 sollen sich die Bewerber um 
einen der drei I>lätze als 

HERAUSGEBER DES DISKUS 
beim AStA (6000 Frankfurt, Jügelstraße. 1, Stichwort~ 
"DISKUS") schriftlich bewerben. 
Notwendige Angaben: Lebenslauf, Vorstellungen über 
die Tätigkeit als ·Herausgeber einer Studentenzeit­
schrift in Frankfurt, Inhalte und Wirkungsmöglich­
keiten des DISKUS. 
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Kindertagesstätte von 
Schließung bedroht · 
Da.s Fortbestehen der studentischen Kinderta.gesst~itte der J9hann 
Wolfgang Goethe-Universität (Kita) ist gefährdet. Denn ein Zu­
schuß des Studenten werks in Höhe von 42 000 Mark soll aüf Ein­
spruch des Kultusministers ab 1. 1. 1976 wegfallen. Das ist ein 
Drittel des Etats. Die betroffenen Eltern wenden sich jetzt mit 
einer doppelten Intention an die Öffentlichkeit. Zum einen hoffen 
sie auf Spenden (Kto.: 6481618 - 01 bei der Commerzbank Frank­
furt), um die Kita nicht schließen zu müssen. Zum anderen werden 
sie im Januar Veranstaltungen abhalten, in denen sie sich mit 
ihrer Forderung nach der Hebung des allgemeinen Niveaus der 
Kindergartenerziehung fachwissenschaftlieh, theoretisch, prak­
tisch und politisch-perspektivisch auseinandersetzen wollen. In 
diesem Zusammenhang hier zunächst ein informierender Bericht 
über die Schwierigkeiten bei der Errichtung der Kita 1,lnd über die 
derzeitige Situation aus der Sicht der betroffenen Eltern. 

gerschaft der Stadt Frankfurt 
aufzunehmen". Die Stadt lehn­
te den Antrag ab mit der Be­
gründung, "daß die Stadt 
Frankfurt bisher ' an der über­
nahme von Kindertagesstätten 
für besondere Einrichtungen 
- wie Universität, Kranken­
anstalten, Altersheime, Fir­
men - nicht interessiert ist, 
weil die städtischen Einrich­
tungen allen Einwohnern und 
Bevölkerungsgruppen zugäng­
lich sein müssen". 
Nachdem dies·er Bescheid den 
Kultusminister erreicht hatte, 
dekretierte er am 30. 6. 1975: 

ster abhängig sei. Verhandlun­
gen mit dem Kultusminister 
blieben jedoch erfolglos. 

Die betroffenen Eltern halten 
diesen Vorgang für typisch. Es 
geht, so ihre Kritik, überhaupt 
nicht darum, den Interessen der 
Studenten und ihrer Kinder 
gerecht zu werden und die ele­
mentarsten Bedürfnisse zu be­
friedigen. Sondern es muß im­
mer darum gehen, den Not­
wendigkeiten des bürokrati­
schen Apparates gerecht zu 
werden. Ein Ministerium fühlt 
sich plötzlich aufgrund eines 
neuen Gesetzes nicht mehr zu­
ständig. Eine Stadtverwaltung 
erklärt sich aufgrund ihrer 
eigenen Richtlinien für eben­
falls unzuständig. Es handelt 
sich um eine völlige Gleichgül­
tigkeit gegenüber den empi­
risch vorhandenen rroblemen 
und ihrer Bewältigung. Es wird 
nicht 'mehr darauf eingegangen, 
warum die Kita vor viereinhalb 
Jahren für sehr viel Geld er­
richtet worden ist, was sich an 
der Situation inzwischen so 
grundlegend geändert haben 
soll und wa'rum die Kita auf 
einmal nicht mehr notwendig 
sein soH. 
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Die Kita wurde 1971 errichtet. 
Der erforderliche Umbau des 
Studentenhauses sowie die In­
stallation der sanitären Anla­
gen kosteten insgesamt rund 
178000 Mark. Davon stellten 
die beiden Studentengemeinden 
je 9500 Mark, der AStA 20 000 
Mark, später die Stadt Frank­
furt 51 500 Mark und das Land 
Hessen 76000 Mark zur Verfü­
gung. Vorausgegangen war ein 
jahrelanges Drängen des AStA 
sowie eine Bedarfserhebung 
unter der Frankfurter Studen­
tenschaft. Obwohl der Bedarf 
nach einer Kita unzweifelhaft 
nachgewiesen werden konnte, 
bedurfte es letzten Endes trotz­
dem einer Initiativgruppe von 
Studenten mit Kindern, die ge­
meinsam mit dem AStA be­
gann, die Dinge selbst in die 
Hand zu nehmen. 

Als Träger wurde in Absprache 
von AStA, Studentenwerk und 
der Stiftung Studentenhaus ge­
meinsam mit der Initiativ­
gruppe ein Verein gegründet, 
in dessen Vorstand alle drei In­
stitutionen einen Vertreter ent­
sandten. Vier weitere Vor­
standsmitglieder wurden von 
den Eltern und den Erziehern 
jährlich auf Vollversammlun­
gen aus ihren Reihen gewählt. 
Die insgesamt finanziell un­
sichere Lage der Kita schien 
endlich im Jahr 1975 überwun­
den. Es war gelungen, die Ko­
sten nicht nur konstant zu hal­
ten, sondern auch von 1972 bis 
1974 etwas zu senken. Nun 
schien eine langfristig plan­
vollere und systematischere 
Arbeit möglich. Jetzt aber ver­
abschiedete der Hessische 
Landtag am 4. 9.1974 ein neues 
Kindergartengesetz. Dort heißt 
es in § 3 Abs. 1: "Die Gemein­
den und Gemeindeverbände 
sind verpflichtet, der Forde­
rung nach Gleichheit der Ent­
wicklungschancen für alle Kin­
der durch Bereitstellung einer 
ausreichenden Zahl von Kin­
dergartenplätzen Rechnung zu 
trageri." 

"Im Hinblick auf § 6 des Kin­
dergartengesetzes vom 4.9. 1975, 
wonach die Gemeinden ver­
pflichtet sind, ... halte ich De­
fizite in dieser Größenordnung 
nicht länger für vertretbar ... 
Es ist der Gesamtheit der Stu­
denten auch nicht zuzumuten, 
daß aus ihren Beiträgen zum 
Studentenwerk Mittel in der­
<,lrtiger Höhe für einen sehr be­
grenzten Personenkreis aufge­
wandt werden." 

. Zum Konzept der "Kita" 

Da,s Gesetz verpflichtet die Ge­
meinden zur Aufstellung von 
Bedarfsplänen, die die Ge­
meinden dann wiederum erfül­
len müssen. Dazu heißt es in 
§ 6: "Die Gemeinden sind ver­
pflich tet, die für ihren Bereich 
notwendigen Kindergärten ge­
mäß dem Bedarfsplan (§ 5 
Abs. 2) zu schaffen und zu be­
treiben, sofern nicht ein geeig­
neter Träger der freien Ju­
gendhilfe (§ 1 Abs. 2 Nr. 2 bis 4) 
bereit und in der Lage ist, diese 
Aufgabe zu übernehmen." Im 
Gesetz ist auch festgelegt, daß 
das Land Hessen 10 Prozent 
der Personalkosten übernimmt. 
Da jedoch kein Geld da ist, 
wird das Gesetz nicht zum vor­
gesehenen Termin am 1. 1. 1976 
in Kraft gesetZit. 

Unter Berufung auf das neue 
Gesetz forderte der Kultusmi­
nister das Studentenwerk auf, 
"mit dem Magistrat der Stadt 
Frankfurt Verhandlungen mit 
dem Ziel einer übernahme der 
Kindertagesstätte in die Trä-

Der Vorstand des Vereins der 
Kindertagesstätte versuchte 
darauf dem Kultusminister 
entgegenzukommen und sah 
für 1976 Personalkosteneinspa­
rungen von über 33 Prozent vor. 
Er hoffte damit, ihn von der 
Aufrichtigkeit seines Bemü­
hens zu überzeugen. Der Vor­
stand des Studentenwerks bat 
darauf den Kultusminister, der 
Kita für das Jahr 1976 .wenig­
stens einen Zuschuß von 18 000 
Mark zur Verfügung stellen zu 
können. Andeutungsweise teil­
te das Studentenwerk der Kita 
mit, daß es diese Summe auf­
bringen könne, jedoch von der 
Zustimmung seiner Aufsichts­
behörde, d. h. dem Kultusmini-

Zunächst e.inmal haben wir in­
nerhalb der Kita keine Hierar­
chie, sondern eine echte kollek ... 
tive Leitung von Eltern, Erzie­
hern und Träger. Das bedeutet 
nicht, daß jeder am Zustande­
kommen jeder Entscheidung 
direkt beteiligt ist, aber daß 
alle unterschiedLichen Interes­
sen berücksichtigt und abgewo­
gen werden. Wir sehen darin 
den Beweis, daß demokratische 
Strukturen in Erziehungsinsti­
tutionen auf breiter Basis mög­
lich sind, wenn die beteiligten 
Gruppen bereit und dazu fähig 
sind, . die Interessen und Not­
wendigkeiten aller anderen 
Beteiligten zu berücksichtigen 
unter einem gemeinsamen Ziel, 
hier der Entwicklung einer 
Kindertagesstätte mit besonde-

Stiftungsprofessur 
Eine Wiederbelebung des in. 
Frankfurt traditionsreichen 
Mäzenatentums wünschte sich 
der Hessische Ministerpräsident 
Albert Osswald bei einer Feier­
stunde in der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau am 3. Dezember. 
Anlaß war die überreichung 
einer Schenkungsurkunde, in 
der sich die Bank bereit er­
klärte, für weitere fünf Jahre 
die "Professur für Volkswirt­
schaftslehre, insbesondere Geld 
und Währung" zu finanzieren. 
1970 war diese Professur als 
"Stiftungslehrstuhl für wirt­
schaftliche Staatswissenschaf­
ten, insbesondere Entwick­
lungspolitik" eingerichtet und 
mit Prof. Dr. Armin Gutowski 
besetzt worden. 
Gutowski, inzwischen bundes­
weit bekannt als einer der 
"fünf Weisen" im Sachverstän­
digenrat der Bundesregierung 
zur Begutachtung der wirt­
schaftlichen Entwicklung, war 
vor seiner Berufung als ordent­
licher Professor an die Univer­
sität Gießen im Jahre 1967 
stellvertretender Leiter der 

volkswirtschaftlichen Abtei­
lung der Kreditanstalt und an­
schließend deren beratender 
Chefvolkswirt. Gutowskis Ver­
bindungen zur Kreditanstalt 
beruhen nicht nur auf dieser 
Tätigkeit, sie sind auch thema­
tisch begründet. Die Kredit­
anstalt für Wiederaufbau 
führt im Auftrag der Bundes­
regierung die Kapitalhilfe im 
Rahmen der Entwicklungshilfe 
durch. Einer der Schwerpunkte 
von Prof. Gutowskis wissen­
schaftlichem Interesse ist die 
Analyse der internationalen 
Waren- und Kapitalströme und 
der Zahlungsbilanzen der Ent­
wicklungSländer. 
Nach Auskunft des Vorstands­
sprechers Dr. Hermann betru­
gen für die Kreditanstalt die 
Kosten der Stiftungsprofessur 
einschließlich wissenschaftli­
chern und nichtwissenschaft­
lichern Personal in den vergan­
genen fünf Jahren über 700 000 
DM. Für die nächsten fünf 
Jahre rechnet die Kreditanstalt 
mit mindestens einer Million 
Mark. 

rer pädagogischer Prägung (laut 
Satzung). 

Aus der unmittelbaren Beteili­
gung der Eltern an Entschei­
dung, Verantwortung und 
praktischer Arbeit ist in einem 
sehr widersprüchlichen und 
zeitweise aufreibenden Prozeß 
eine Zusammenarbeit ·von Er­
ziehern und Eltern entstanden. 

Wir haben stets im Zusammen­
hang von intellektueller Ent­
wicklung und sozial-emotiona­
len Lernen gearbeitet. Darin 
sind beide Momente nicht bloß 
formal einander zugeordnet 
(z. B. eine Stunde Handarbeit 
und eine halbe Stunde Frei­
spiel), sondern voneinander 
durchdrungen. So ergibt sich 
das folgende Bild unserer Ar­
beit. . 

Wir sind nicht gezwungen, die 
Kinder auf Teufel-komm-raus 
zu beschäftigen, damit sie ruhig 
sind. Dadurch ist es uns mög­
lich, die Kinder nicht nur als 
Objekte unseres Handelns, 
sondern auch als Subjekte (als 
Kinder und natürlich nur im 
Rahmen ihrer Fähigkeiten) zu 
verstehen und zu behandeln. 
Sie können aktiv sein und müs­
sen nicht nur unter dem Voll­
zug der Umwelt an ihnen selbst 
lernen stillzuhalten. Indem wir 
sie handeln lassen können, sind 
wir auch in der Lage, ihre in­
dividuellen Besonderheiten, 
Defizite wie Vorsprünge, zu 
berücksichtigen und zu bear­
beiten. Das heißt planvolle Ar­
beit zu leisten und die Bereiche 
von emotionaler, intellektuel­
ler, sozialer und instrumentel­
ler Äuße1·ung differenziert zu 
betrachten und effektiv zu be­
arbeiten und doch zugleich als 
Ganzes zu sehen, anzusprechen 
und zu entwickeln. 

Wir können die möglichen Ver­
haltensschwierigkeiten von 
Kindern, aber auch Eltern und 
Erziehern akzeptieren und 
müssen sie nicht von vornher­
ein diffamieren und tabuisie­
ren. Das ist bei der heutigen 
Erziehungsunsicherheit, ja häu­
tigen Hilf- und Ratlosi.gkeit 

von großer Bedeutung. Man 
kann sich zusammen hinsetzen 
und nach Lösungen für die 
Probleme suchen und sich da­
bei gegenseitig beraten und Er­
fahrungen austauschen. 

Die Kinder lernen auch Kon­
flikte auszutragen und auszu­
halten, aber sie lernen ebenso 
die überlegenheit der Erwach­
senen erst einmal (soweit vor­
handen) anzuerkennen und 
ihre Kompetenz zu befolgen,. 
Sie lernen weder sich bloß dif­
fus als "die Kinder" in Gute 
und Schlechte oder in Böse und 
Brave oder sonstwie wilLkür­
lich sortieren zu lassen. Noch 
lernen sie, daß sie als Kinder 
autonom und unabhängig bzw. 
den Erwachsenen insgesamt 
überlegen sein könnten. Wenn 
sie das an konkreten Punkten 
sind, so wird es selbstverständ­
lich anerkannt. Sie lernen also 
zu unterscheiden. Wir könnten 
auch sagen, daß wir versuchen, 
die Wirklichkeit für sie zu ent­
mystifizieren, aber ohne sie 
nun durch Ängste von Links 
handlungsunfähig zu machen. 

Die Kinder lernen an unter­
schiedlichen Erfahrungen. Sie 
lernen sie zu verstehen und in 
eine individuen-persönliche 
Entwicklung zu integrieren, die 
die ihre ist. Und die sie hand­
lungsfähig'er macht. Sie lernen 
in den Bedingungen ihrer Exi­
stenz zu leben, sie differenziert 
zu betrachten und darauf zu 
reagieren. Sie erfahren sich 
dabei eben nicht als RoLlenträ­
ger "Kind", sondern als Perso­
nen mit unte7'schiedlichen In­
te1'essen, Bedürfnissen und 
Möglichkeiten. Sie lernen, daß 
sie eben nicht bloß in eine ein 
für allemal vorherbestimrnte 
und festgelegte Umwelt hinein­
zupassen haben, sondern daß 
sowohl ihre individueLle Situa­
tion wie ihre gesamte Umwelt 
verschieden und widersprüch­
lich inte7'pretiert wird und ver­
schieden verändert werden 
kann. Die Eltern und Erzieher 
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llädagogisches 
Forschungsprojekt 
Am .Fachbereich Erziehungs­
wissensehaften der Universi­
tät Frankfurt hat sich eine 
Arbeitsgruppe zur Gründung 
eines "Instituts zur Förderung 
kultureller, beruflicher und 
sozialer Lernprozesse in Ent­
wicklungsländern" gebildet. 
Zu den Initiatoren gehören 
die Professoren Dr. Günther 
Böhme und Dr. Ernest Jouhy. 

Nach den Vorstellungen der 
Arbeitsgruppe soll das geplan­
te Institut sowohl Forschung 
als auch Lehre betreiben. 
Schwerpunkte der Forschung 
sollen sein: 
- Analyse und Vergleich spe­
ziHscher Sozialisationsprozesse 
bei Kindern, Jugendlichen 
Ltnd Erwachsenen der 3. Welt 
aufgrund des technologischen, 
ökonomischen und sozialen 
Wandels; 

- Analysen gesellschaftlicher 
Lernprozesse als Grundlage 
der Erziehungs- und Bil­
du,ngsplanung der Entwick­
lvngsländer; 
~ Analysen der Planung, Di­
daktik und' Methodik der 
schulischen, beruflichen, so­
zialkulturellen und rehabili­
tie;renden Bildung in den Län­
dern der 3. Welt; 
- Analysen der Aus- und 
Weiterbildung von Fach- und 
Laienpädagogen in den Ent­
wicklungsländern; 

- Haupt- und Nebenfachstu­
dium des gleichen Fc;lches für 
Studenten der 3. Welt - Gra­
duierung und Promotion 
durch Aufbaustudium für 
Lehrer und Wissenschaftler, 
Sozialplan,er, Bildungs- und 
Wirtschaftsplaner . 
- Veranstaltung von Weiter­
bildungsseminaren und Kollo­
quien in Ländern der 3. Welt. 
- Zusatzstudium der Grund­
lagen pädagogischer Hand­
lungsforschung in der 3. Welt. 
Zielgruppe soll ' sein: Lehrende 
aller Fachrichtungen, die 
Lehraufträge an Hoch- und 
Fachschulen der Entwick­
lungsländer übernehmen.· 
Organisatorisch, so die bishe­
rige Absicht, soll das geplante 
Institut dem Fachbereich Er­
ziehungswissenschaften der 
Universität Frankfurt zu­
geordnet werden, aber ein ei­
genes Statut als wissenschaft­
liches Zentrum haben. Dem 
Zentrum soll ein Kuratorium 
vorstehen, dessen Leiter und 
Präsident Professoren der 
Universität Frankfurt sind. 
Über die Realisierungschan­
cen des Projektes ist derzeit 
npch keine Aussage zu ma­
chen, da zunächst die zustän­
digen Gremien der Universität 
und d,er hessische Kultusmini­
ster ' damit befaßt werden 
müssen. 

i 

ponnerstag, 18. Dez. 
lK a r 1 T h e 0 d or J a c 0 b, 
München: 
!Die ~olle öffentlicher ~redit­
institute für die Kreditnahme 
~es Staates 
~ 7.15 Uhr, Frankfurter Wert­
;papierbörse (Börsenplatz) 
/veranstalter: Institut für Kapi­
italmarktforschung 

Freitag, 19. Dez. 
L. Ger ri t zen, Frankfurt: 
Nichtarchimedische Riemann'­
sehe Flächen 
17.30 Uhr, Mathematisches Se­
minar, Robert-Mayer-Str. 10, 
Kolloquiumsraum 711 
Veranstalter: Die Dozenten der 
Mathematik 

Dienstag, 6. Januar 
Ir mg a r d Go ehr i n g, Kin­
shasa, Zaire: 
Chemieausbildung an Hoch­
schulen in der dritten Welt: 
Beispiel Kinshasa, Zaire 
(mit Lichtbildern und Diskus­
sion) 
17.30 Uhr, Seminarraum 201, 
Chemie-Mehrzwecksgebäude 
Niederrad 
Veranstaltung im Rahmen des 
Chemischen Kolloquiums Nie­
derrad 

Donnerstag, 8. Januar 
Paul Lichtenberg, 
Frankfurt: 
Öffentliche Verschuldung und 
Kapitalmarkt aus der Sicht 

einer Geschäftsbank 
17.15 Uhr, Frankfurter Wert ... 
papierbörse (Börsenplatz) 
Vel'lanstalter: Institut für Kapi .. 
talmarktforschung 

Freitag, 9. Januar 
J. S p il k er, Freibur,g: 
Untergruppen der GL2, welche 
durch Gleichungen definiert 
sind 
17.30 Uhr, Mathematisches Se­
minar, Raum 711, Robert­
Mayer-Straße 10 
Veranstalter: Die Dozenten der 
Mathema'tik 

Sonntag, ll.Januar 
Konzerte an der Universität 
Ce na r i u - Tri 0, München: 
Klaviertrios von Johannes 
Brahms und Peter I. Tschai­
kowsky 
17 Uhr, Aula der Universität, 
Mertonstraße 
Veranstalter: Junge Kantorei! 
Studentenchor der Universität 
Frankfurt! AStA 

~ontag, l2.Januar 
Ger h a r d B eck er, Frank­
furt: 
Antrittsvorlesung: 
Die Bedeutung der Ostracoden­
Forschung für Geologie und 
Biologie 
14.15 Uhr, Senckenberganlage 
34, Geowissenschaftlicher Hör­
saal 
Veranstalter: Fachbereich Geo­
wissensch,aften 

- Analyse der Medienpäd­
agogik unter den jeweiligen 
nationalen Bedingungen der 
Lernprozesse der 3. Welt; 
- Wissenschaftliche Förde­
rung und Begleitung einschlä­
giger Forschungsvorhaben in 
der 3. Welt; 

Hochschulplanungsorganisation 
- Effizienzanalysen von Bil­
dungsinvestitionen in der 3. 
Welt. 
Schwerpunkte der Lehre sol­
len sein: 
- Haupt- und N ebenfachstu­
dium mit dem Ziel der Gradu­
ierung im Fach "Pädagogische 
Handlungsforschung in der 
3,. Welt". Die Zielgruppe soll 
sein: deutsche Pädagogen, So­
ziologen, Psychologen, Ökono­
men, Ingenieure und Techni­
ker, die in Ländern der 3. 
Welt tätig werden wollen. 

Wie es in der Koalitionsverein­
batuiig von SPD und FDP fest­
gelegt . wurde, tIitt an die Stelle 
des im hessischen Hochschul­
gesetz vorgesehenen Landes­
hochschulverbandes eine neue 
Hochs~ulpl<lnungsprganisa­
tion. die dem Kultusressort zu­
geordnet ist. Diese Entschei­
dung der Koalition wird ge­
stützt durch ein Gutachten, mit 
dem die Landesregierung im 
Frühsommer 1974 die Firma 
McKinsey & Co., Inc. beauf­
tragt hatte. Das Gutachten 
sollte anhand der veränderten 
bildungspolitischen Gesamtlage 

Marburger AStA 
wieder im Amt 
Der Mal"burger AStA, der, wie 
berichtet, aufgrund einer Ver­
fügung von UniversHätspräsi­
denten Rudolf Zingel am 31. 
Oktober mit sofortiger Wir­
kung von seinem Amt vorläufig 
suspendiert worden war, ist 
wieder im Amt. Denn das Ver­
waltungsgericht in Kassel hat 
die sofortige Vollziehung der 
präsidi'alen Verfügung aufge­
hoben. Damit ist allerdings 
keine Entscheidung darüber 
getroffen, ob die verfügte 
Amtsenthebung des AStA 
rechtmäßig oder rechtswidrig 
ist. Die endgültige Entschei­
dung bleibt dem Verfahren in 
der Hauptsache vorbehalten. 
Universitätspräsideht Zingel 
hatte die Amtsenthebung des 
AStA damit begründet, daß er 
entgegen rechtskräftigen Ge­
richtsentscheidungen mehrfach 
zu allgemeinpolitischen Fragen 
SteHung genommen hatte. Al­
lerdings betraf dies den Vor­
gänger des derzeitigen AStA. 
Das Verwaltungsgericht be­
gründete die Aufhebung der 
sofortigen Vollziehung der 
Amtsenthebung damit, daß dem 

seit dem 1. 9. 1975 im Amt be­
findlichen AStA die Rechtsver­
stöße seines Vorgängers nicht 
ohne weiteres angelastet wer­
den können, weil er sich aus 
weitgehend anderen Mitglie­
dern zusammensetzt. 

Zwar ließen eine Reihe von Er­
klärungen des neuen AStA 
d'arauf schließen, daß er mög­
licherweise auch in Zukunft 
das allgemei:n.politische Mandat 
wahrnehmen werde. Jedoch sei 
dies kein ausreichender Grund, 
um die sofortige Vollziehung 
der Amtsenthebung und die 
Einsetzung eines Beauftragten 
durchzusetzen. Sollte sich je­
doch der neue AStA in gleicher 
Weise wie der bisherige ver­
halten, so könnte dies zu einer 
anderen Beurteilung führen. 

Der Entscheidung des Verwal­
tungsgerichts gegen die sofor­
tige Vallziehung der vorläufi­
gen Amtsenthebung waren 
mehrere Demonstrationen und 
Vorlesungsstörungen vorausge-

. gangen. Darauf hatte der Prä­
sident zeitwei'se Tei'lbereiche 
der Universität geschlossen. 

prüfen, in welcher Weise die 
HochsChulplanung in Hessen 
künftig organisiert werden 
solle. Auf der Grundlage dieses 
Gutachtens ist ,als zweckmäßig­
ste Organisationsform die Ein­
richtung einer Abteilung VI für 
"Hochschulentwicklung, For­
schungsförderung und Kunst­
pflege" im Kultusministerium 
vorgesehen worden. 
Die Aufgaben dieser neuen 
Abteilung werden insbesondere 
sein: 
- hochschulübergreifende Re­
form der herkömmlichen Lang-

, zeitstudiengänge, 
- Aufbau von Kurzzeitstu­
diengängen, 
- bessere Orientierung der 
Studieninhalte am gesellschaft­
lichen Bedarf, 
- bessere Nutzung der Hoch­
schuleinrichtungen und eine 
darauf abgestellte Kapazitäts­
und Ausbauplanung, 
- Schwerpunktbildung in For­
schung und Lehre, 
- Entwicklung eines For­
schungsverbundes und 
- die weitere Entwicklung zur 
Gesamthochschule. 
Für diese zentralen Aufgaben 
der Hochschulentwicklung, de­
ren Bedeutung angesichts von 
Lehrerarbeitslosigkeit und Nu­
merus clausus höchste Aktuali­
tät erlangt hat, verfügt das 

Kultusministerium bisher nur 
über vier Referate. Es ist damit 
personell im Vergleich zu ande­
ren Bundesländern VÖllig unzu­
reichend ausgestattet. Im Mini­
sterium für Wissenschaft und 
Forschung des Landes Nord­
rhein-Westfalen beispielsweise 
bearbeiten 30 Referate diese 
Aufgaben. 
Bei der Einrichtung der Abtei­
lung folgt die Landesregierung 
dem Gebot der Sparsamkeit: 
Der Landeshochschulverband, 
für den im Haushaltsplan des 
Lan<;ies bisher 51 Stellen ver­
anschlagt waren, wird aufge­
löst. Die neue Abteilung im 
Kultusministerium erfordert 
zusätzliche 27 Planstellen. Sie 
gliedert sich in drei Referats­
gruppen mit insgesamt 18 Re­
feraten. 
Dazu erklärte Kultusminister 
Hans Krollmann: "Die Einrich­
tung der neuen Abteilung stellt 
eine größere Effizienz bei der 
Hochschulplanung her als sie 
der Landeshochsch ul verband ' 
als ,Mittelbehörde' zwischen 
den Hochschulen und dem Mi­
nisterium jemals hätte leisten 
können." Die Abteilung wird 
dem politisch verantwortlichen 
Minister direkt zuarbeiten und 
sowohl mit den einzelnen Hoch­
schulen wie den überregional 
staatlichen Planungsgremien 
unmittelbar zusammenarbei­
ten. 

TERMINPLAN 1976 

Wintersemester 1975/76 
Vorlesungsschluß 
Ende des WS 1975/76 
Sommersemester 1976 
Beginn des SS 
Vorlesungsbeginn 
Vorlesung,sende 
Ende des SS 
Wintersemester 1976/71 
Beginn des WS 
Vorlesungsbeginn 
VOJllesung'sende 
Ende ·des WS 

14. Februar 
31. März 

1. April 
1. Apri'l 

30. Juni 
30. Septemher 

1. Oktober 
18·. Oktober 
18. Februar 1977 
31. März 1977 

UNI-REPORT 

Dienstag, 13. Januar 
H. G. Ku ball, Kai'serslau­
tern: 
Die Anisotropie der optischen 
Aktivität als neue Struktur­
information 
16.15 Uhr, Magnus-Hörsaal 

* A. S h a n zer, Blacksburg, 
USA: 
Pentafluorosulfanylimination 
of organic and inorganic com­
pounds 
16.15 Uhr, Niederurseier Hang, 
Raum A 514 
Veranstaltung im Rahmen des 
Chemischen Kolloquiums Nie­
derursel 

* Dietrich Höllhuber, 
Karlsruhe: 
Wohnstandortpräferenzen und 
Standortcharakteristika : die 
Mental Maps von Karlsruhe 
17.15 Uhr, Geographisches In­
stitut, Raum 308, Senckenberg­
anlage 36 
Veranstaltung im Rahmen des 
Geographischen Kolloquiums 

* W . Die f e n t haI , Berlin: 
Möglichkeiten zur chemothera­
peutischen Beeinflussung der 
frühen Phasen des Virusrepro­
duktionszyklus 
18.15 Uhr, Hörsaal des Paul­
Ehrlich-Instituts, Paul-Ehrlich­
Straße 42-44 
205. Kolloquium des Paul-Ehr­
lich-Instituts, des Georg­
Speyer-Hauses und des Ferdi­
nand-Blum-Instituts 

~ittwoch~ 14. Januar 
B. B r 0 s 0 w ski, Frankfurt: 
Antrittsvorlesung: 
Gibt es Angewandte Mathema­
tik? 
12.15 Uhr, Kolloquiumsraum 
des Mathematischen Seminars, 
Robert-Mayer-Straße 10 
Veranstalter: Fachbereich Ma-

, thematik 

* Horst Prinzbach, 
Freiburg: 
N eues aus der Chemie der 
Tris-o-Homobenzole 
17.30 Uhr, Großer Hörsaal der 
Chemischen Institute, Robert­
Mayer-Straße 7-9 
Veranstaltung im Rahmen der 
Gesellschaft Deutscher Chemi­
ker, Ortsverband Frankfurt 

* Fr. K. Hol tm eie r, Mün-
ster: 
Geoökologie und Umweltfor­
schung 
19 Uhr, Senckenberganlage 34, 
Hörsaal 
Veranstalter: Frankfurter Geo­
graphische Gesellschaft 

Donnerstag, 15. Januar 
Hans Hermann 
Res c h k e, Frankfurt: 
Die Bundesbahn am Kapital­
markt 
17.15 Uhr, Frankfurter Wert­
papierbörse (Börsenplatz) 
Veranstalter: Institut für Ka­
pitalmarktforschung 

Dienstag, 20. Januar 
Wolfgang-Dieter 
L u t z, Frankfurt: 
Aus der Praxis des Industrie­
chemikers: Innovation aus spe­
ziellem Wissen 
16.15 Uhr, Niederurseier Hang, 
Raum A 514 
Veranstal tung im Rahmen des 
Chemischen Kolloquiums Nie­
derursel 

* Ern s t Fe der n, Wien: 
70 Jahre psychoanalytische Be­
wegung; eine historische Be­
trachtung 
20.15 Uhr, Hörsaal IV 
Veranstalter: Institut für Psy­
choanalyse im Fachbereich Psy­
chologie in Zusammenarbeit 
mit dem Sigmund Freud-Insti­
tut, Frankfurt 
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